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Sprechzeiten der ehrenamtlichen Bürgermeister und Ortsteilbürgermeister

Ort Bürgermeister/
Ortsteilbürgermeister Wo? Sprechzeiten Telefon während

der Sprechzeiten

Gemeinde Berlingerode Dr. Daniel Bertram Gemeindebüro,
Hauptstraße 55

Dienstag: 
Telefonsprechstunde
17.00 - 18.00 Uhr

0151/70622586

Gemeinde Brehme Marco Tasch Gemeindebüro,
Wildunger Straße 3

Freitag:
ab 18.00 Uhr 036071/97100

Gemeinde Ecklingerode René Sieber Gemeindebüro,
Friedensplatz 7

Montag und Donnerstag:
17.00 - 18.00 Uhr 036071/97840

Gemeinde Ferna Erich Oberkersch Gemeindebüro,
Dorfstraße 33

Montag:
18.00 - 19.30 Uhr 036071/96350

Gemeinde Tastungen Mario Nolte Gemeindebüro,
Dorfstraße 25

Mittwoch:
17.00 - 18.00 Uhr -

Gemeinde Teistungen Christoph Krukenberg Gemeindebüro,
Hauptstraße 17

Mittwoch:
16.00 - 18.00 Uhr 036071/84613

OT Böseckendorf Erhard Zwingmann Dorfstraße 38 nach Vereinbarung 036071/96212

OT Neuendorf Gerhard Fromm Dorfstraße 35 nach Vereinbarung 036071/80617

OT Teistungen Heiko Franke Hauptstraße 47 nach Vereinbarung 036071/91530 
0151/41956626

Gemeinde Wehnde Jens Sieber Gemeindebüro,
Dorfstraße 2

Mittwoch:
17.00 - 18.00 Uhr 036071/96213

Redaktions- und Anzeigenschluss -
Termine für die Ausgabe 10/2019

Freitag, 20.09.2019

Erscheinungstermin

04.10.2019

Sprechzeiten des Kontaktbereichsbeamten 
der Verwaltungsgemeinschaft 

Lindenberg/Eichsfeld

Frau Reschwamm
Hauptstraße 17, Teistungen, Zimmer 201

Dienstag � 09.00 bis 12.00 Uhr

Donnerstag � 15.00 bis 17.30 Uhr

Tel. � 036071/84624
Tel. � 036071/87120

Sprechzeiten 
der Verwaltungsgemeinschaft 

Lindenberg/Eichsfeld

Montag bis Mittwoch � 09.00 bis 12.00 Uhr
� 14.00 bis 15.30 Uhr

Donnerstag � 09.00 bis 12.00 Uhr
� 14.00 bis 17.30 Uhr

Freitag � 09.00 bis 12.00 Uhr

Das Einwohnermeldeamt und das Standesamt sind am Mitt-
woch geschlossen.

Annahmestelle  
für Bioabfälle und Elektrokleingeräte

Bauhof

Gemeinde Teistungen, Duderstädter Straße 5

Öffnungszeiten:
Freitag	 15:00 - 18:00 Uhr	 (Winterzeit: 14:00 - 17:00 Uhr)

Samstag	 10:00 - 15:00 Uhr
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Kulturkalender der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld

Gemeinde Teistungen
Die Kirmesburschen laden ein zur Teistunger Kirmes 2019

27.09.2019
21.00 Uhr Freaky Friday mit Estanas und Oliv3r H.
28.09.2019
18.00 Uhr Vorabendmesse mit anschließender Ausgrabung der Kir-

mes und Kirmesbaumstellen
20.00 Uhr Kirmestanz mit „Thanas“
29.09.2019
10.00 Uhr Frühschoppen mit MVB (Musikverein Berlingerode)
13.00 Uhr buntes Treiben für Jung und Alt auf dem Kirmesplatz

Für die musikalische Unterhaltung sorgt „DJ Klaus“.
Für Kaffee und Kuchen ist ebenfalls gesorgt.

20.00 Uhr Beerdigung der Kirmes
30.09.2019
11.00 Uhr Bayrischer Tag mit Original Ecklingeröder Blasmusik

Traditionell mit Schlachteessen und Stuhlreiten der Kir-
mesburschen

Gemeinde Tastungen

Termine der SG Tastungen:
09.11.2019 Fackelumzug

Das Fundbüro informiert...

Folgende Gegenstände wurden gefunden:

Wann:
12.03.2019
24.03.2019
18.04.2019
08.05.2019
17.07.2019
17.07.2019
22.07.2019

Wo:
Wehnder Warte
Stausee „Glockengraben“
Tastungen- Sitzbank bei der Eichenschonung (hinter dem Friedhof)
Teistungen, Zum Lindenberg 4 vor dem Eingang
Ferna, Neuer Weg, Rasenweg in Richtung Bäckergasse
Ecklingerode, Park hinter der FFW
Teistungen, nahe der Tagespflege

Was:
dunkelblaue Hardshelljacke „Northface“
Sicherheitsschlüssel (Winkhaus)
Damenuhr
Handy Huawei
Schlüsselbund mit drei Sicherheitsschlüsseln
Schlüssel mit Beleuchtung, Farbe rot
Schlüssel mit Beleuchtung und Reserveschlüssel Farbe grau

Der/die Eigentümer/in bzw. Finder/in melden sich bitte im Bürgerbüro der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld oder unter der Telefonnum-
mer 036071/ 84618.

Sehr geehrte Bürgerinnen und Bürger,
sollten Sie einmal etwas verloren haben oder vermissen, könnte an dieser Stelle eine Verlustmeldung abgedruckt werden.
Wenden Sie sich einfach an unser Bürgerbüro.

Die Meldungen über abgegebene Fundgegenstände werden für 6 Monate im Schaukasten vor dem Bürgerhaus ausgehangen und sind somit für 
jedermann einzusehen. Außerdem finden Sie eine Liste im Internet unter www.lindenberg-eichsfeld.de unter der Rubrik Service/Fundbüro.

Informationen aus dem Bürgerhaus der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld

Geburtstagskinder der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld
in den Monaten September und Oktober 2019 
Wir gratulieren herzlich!

Berlingerode
am 04.09. Frau Renate Sauer zum 80. Geburtstag
am 20.09. Frau Maria Elisabeth Krauß zum 80. Geburtstag
am 01.10. Frau Rosemarie Kästner zum 70. Geburtstag
am 05.10. Herr Jörg Täubig zum 75. Geburtstag
am 08.10. Herr Gottfried Bosold zum 70. Geburtstag
am 10.10. Frau Edeltraud Dietrich zum 80. Geburtstag

Brehme
am 06.09. Frau Gerda Burghardt zum 75. Geburtstag
am 10.09. Herr Horst Busse zum 70. Geburtstag
am 16.09. Herr Willi Glahn zum 80. Geburtstag
am 16.09. Frau Rita Haase zum 90. Geburtstag
am 23.09. Frau Maria Haase zum 80. Geburtstag
am 28.09. Herr Karl Heinrich Gatzemeier zum 80. Geburtstag
am 30.09. Herr Gerhard Skowronnek zum 80. Geburtstag
am 03.10. Herr Walter Lutterberg zum 70. Geburtstag
am 12.10. Frau Sabina Wand zum 100. Geburtstag

Ecklingerode
am 07.09. Frau Jutta Busse zum 70. Geburtstag
am 25.09. Frau Gertrud Müller zum 80. Geburtstag
am 26.09. Frau Petra Polle zum 70. Geburtstag
am 11.10. Herr Wolfgang Bock zum 70. Geburtstag
am 16.10. Herr Manfred Grobstieg zum 75. Geburtstag
am 26.10. Frau Gertrud Lange zum 80. Geburtstag
am 26.10. Herr Günter Reimann zum 80. Geburtstag

Ferna
am 18.09. Frau Erika Reimann zum 80. Geburtstag
am 25.09. Frau Barbara Kretschmer zum 80. Geburtstag
am 02.10. Frau Adelheid Knauf zum 90. Geburtstag
am 11.10. Herr Günther Dräger zum 75. Geburtstag
am 11.10. Frau Maria Reimann zum 90. Geburtstag
am 18.10. Frau Gisela Reimann zum 85. Geburtstag

Tastungen
am 18.09. Frau Irmgard Bauer zum 70. Geburtstag

Teistungen
am 18.09. Frau Rita Gunkel zum 70. Geburtstag
am 19.09. Herr Gerhard Schneegans zum 80. Geburtstag
am 25.09. Herr Robert Gatzemeier zum 70. Geburtstag
am 01.10. Frau Angelika Weiß zum 70. Geburtstag
am 12.10. Herr Johannes Gunkel zum 80. Geburtstag
am 29.10. Herr Manfred Engel zum 75. Geburtstag

Teistungen OT Böseckendorf
am 28.10. Frau Ruthilde Fidorra zum 80. Geburtstag
am 28.10. Herr Manfred Konradi zum 75. Geburtstag

Teistungen OT Neuendorf
am 07.09. Herr Hermann Markmeyer zum 90. Geburtstag
am 17.09. Herr Wilhelm Dornieden zum 80. Geburtstag

Wehnde
am 17.10. Frau Christa Schatz zum 70. Geburtstag
am 29.10. Frau Luzia Otto zum 80. Geburtstag
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Ein besonderes Highlight bei dieser Veranstaltung ist das große Okto-
berfestturnier. Hierbei müssen sich die Teams in drei verschiedenen 
Disziplinen beweisen. Nur die Besten schaffen es in die nächste Runde! 
Das Team, welches am Ende die Nase vorn hat, bekommt Freikarten für 
den Tanz am Kirmessonntag mit „ENDLOS“! Natürlich dürfen auch die 
Bayrischen Spezialitäten nicht fehlen.
Ob frisches Augustiner vom Fass, Bayrischer Leberkäse oder leckere 
Brezel auf dem Brezelständer. In Ecklingerode ist wie beim Münchner 
Original für alles gesorgt!

Tastungen

Eine gelungene Veranstaltung 
mit viel Improvisationstalent
Eine Veranstaltung zu planen und durchzuführen, wie sie geplant war, ist 
kaum noch zu realisieren. So auch das Sportfest am 13.und 14.08.2019 
in Tastungen.
Die Veranstalter, die SG Tastungen 01, insbesondere der Vorstand, ma-
chen sich viele Gedanken, lange vor solch einer Veranstaltung und wie 
sie attraktiv für die Gäste und Beteiligten gestaltet werden kann.
Das traditionelle dritte Wochenende im Juli konnte in diesem Jahr aus 
wichtigen Gründen nicht eingehalten werden. Schon aus dieser Tatsache 
ergaben sich einige Probleme. Gastvereine wie Kaltohmfeld haben eben-
falls fest geschriebene Termine für ihre Veranstaltungen.
Dazu kommt, dass viele langjährig teilnehmende Vereine leider keine 
Fußballmannschaften für solche Sportfeste zusammen bekommen. Ge-
nau darin bestand und besteht das Geschick, dennoch Mannschaften für 
die geplanten Spiele zu motivieren und gegebenenfalls auch Spieler aus 
den unterschiedlichsten Mannschaften zu mischen.
Wie wir am 13. und 14.08. diesen Jahres zum Sportfest in Tastungen 
erleben durften, schien es gelungen!
Kurzfristig hatte Jonas Hesse noch eine Mannschaft Jugendlicher akti-
viert. Die angetretenen Mannschaften wurden untereinander nach Be-
darf aufgefüllt.

So konnte am Samstag, den 13.08., ein sehr spanendes, attraktives 
Kleinfeldturnier durchgeführt werden.
Im fairem Wettstreit, begleitet von unserem unparteiischen Schiedsrich-
ter Helmut Schindler, belegte die Mannschaft „Blau & Weiß Stöckey“ den 
ersten Platz. Auf Platz 2 brachte es die „Eichsfeld - Auswahl für Tastun-
gen 01“ und Platz drei belegte der „Taubenverein Teistungen“.
Beim Turnier der Alten Herren begegneten sich „Alte Herren Ferna“ 
und „Alte Herren Teistungen“. Beide Mannschaften zeigten Einsatzbe-
reitschaft und Kampfgeist. Als Sieger gingen aus dieser Begegnung die 
„Alten Herren Teistungen“ hervor.
Am Sonntag boten die Vorführungen der Rettungshundestaffel „Team-
dogs e.V.“ einen besonderen Höhepunkt. Die Hundeführer mit ihren Hun-
den gaben Einblick in ihre Rettungstätigkeiten.
Von den Gästen ebenso erwartet die „Highland Games“. Hier trat das 
„Team Mac-Grünschnabel“, welches kurzfristig zusammengestellt wur-
de, gegen das „Team Mac-Weg vom Fenster“ an. Dabei profitierte die 
Truppe „Mac-Weg vom Fenster“ von Ihrer Erfahrung und Ihrer Gesamt-
masse. Sie gingen letztendlich als Sieger hervor. Aus Sicht der Gäste 
und der Teilnehmer ein wunderbarer Spaß.
Wie jedes Jahr wurden am späten Nachmittag die Gewinne der Verlo-
sung ausgegeben. Mit viel Witz brachte unser Sportfreund Hans Schulze 
die Preise an die Frau und den Mann.
Auf keinen Fall möchten wir vergessen, unsere Sportfreunde, die für die 
Versorgung zuständig waren, zu erwähnen und uns bei Ihnen zu bedanken. 
Jedes Jahr können wir uns immer wieder auf unsere Kuchenbäcker und die 
Verkäufer des Kuchens verlassen. Auch hier ein herzliches Dankeschön.
Alles in Allen eine gelungene Veranstaltung.
Herzlichen Dank allen Gästen und Aktiven.

Die SG Tastungen 01
Harald Hesse

Brehme

Einladung zum Waldfest
Das Waldfest findet in diesem Jahr am

Samstag, den 14. September 2019,
am Wildunger Teich

statt.
Da Waldgemeinschaft und Jagdgenossenschaft gemeinsam einla-
den, ist jeder Flächenbesitzer herzlich eingeladen, aber auch alle 
interessierten Bürger.
Es wird ein interessantes Programm geben mit Chorauftritt, Jagd-
hornbläsern, Forsttechnikschau, Waldmobil und Spielen.
Beginn ist um 14.00 Uhr mit einer Waldbegehung.
Für Essen und Trinken und Musik ist gesorgt. Auch ein Zelt wird auf-
gebaut.

I.A. des Vorstandes
Lothar Wandt

Ecklingerode

In Ecklingerode heißt es mal wieder „O´zapftis!“
Mit dem Oktoberfest startet am Mittwoch, den 02. Oktober, die Kirmes-
saison in Ecklingerode. Ab 20 Uhr heißt es dann im blau und weiß ge-
schmückten Festsaal: „O´zapftis!“.

Für Stimmung sorgt an diesem Abend die beste Oktoberfestband über-
haupt, die „Original Ecklingeröder Blaskapelle“!
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Teistungen, OT Neuendorf

„Die Kraft der Vier„ RKW in Neuendorf
Wie jedes Jahr in der 2. Ferienwoche verwandelte sich unsere St. Niko-
laus-Kirche mit aufgebautem Feuerwehrzelt zum Dreh- und Angelpunkt 
unserer 40 RKW-Kinder, Pfr. Jacob und den Helfern Christina, Gabi, Ste-
fan, Dagmar und Irene. Das Thema lautete „Die Kraft der Vier“. Jeden Tag 
erfuhren die Kinder etwas über ein bestimmtes Element.

Feuer, Wasser, Luft und Erde; dazu 
spielten unsere Helfermädchen 
Gina, Hannah, Jasmin und Amelie 
täglich ein kleines Rollenspiel auf 
und Brigitte begleitete uns mit Gitar-
re zu den schönen Liedern. Somit 
brachten sie den Kindern die Schön-
heit von Gottes Schöpfung näher 
und wir danken ihnen für ihre Mühen.
Auch ein herzliches Dankeschön an 
Pfr. Jacob, der uns täglich begleitete 
und mit uns sang, bastelte und be-
tete.
Passend zum Motto, unternahmen 
wir unter anderm schöne Wande-
rungen. Eine führte uns in unseren 
Nachbarort Böseckendorf. Dort an-
gekommen, empfingen uns Opa 

Erich, Oma Hilde und Walter im alten Backhaus von Opa Erich, wo er für 
alle Kinder auf 5 großen Bäckerblechen Pizza backte. Die Pizzen durf-
ten die Kinder vorher beliebig selbst belegen. Es wird allen Kindern in 
positiver Erinnerung bleiben. Danke für die gute Bewirtung! Danach ver-
brachten wir den Tag auf dem schönen, neuen Spielplatz, besuchten die 
dortige St. Nikolaus Kirche und im Anschluß ging es mit dem Bus zurück 
nach Neuendorf.

Teistungen, OT Böseckendorf

Böseckendorfer Dorffest am 14. September 2019 
ab 15.00 Uhr
Rund um das Dorffest in Böseckendorf am 14. September, gibt es in 
diesem Jahr eine Reihe von Highlights, denn nicht nur die Übergabe 
der Spielplätze in Bleckenrode und Böseckendorf stehen auf dem Pro-
gramm, sondern auch die Überreichung des neuen Werkzeugkastens 
durch die Volksbank Mitte eG sind geplant.
Die Volksbank steuerte zum Werkzeugkasten satte 750 € hinzu. Mit Hilfe 
des Werkzeugs sollen die Aufbauarbeiten für die verschiedensten Veran-
staltungen und Vereinsanliegen besser bewerkstelligt werden.
Darüber hinaus bietet das Dorffest auch in diesem Jahr allerhand für Jung 
und Alt. Neben einer Hüpfburg und Kinderschminken, können die Kinder 
und Jugendlichen selbst Feuerwehr spielen und echte Brände löschen.
Neben der musikalischen Umrahmung ist selbstverständlich für das leib-
liche Wohl gesorgt. So kann der Nachmittag und der Abend durch die 
gewohnt netten Unterhaltungen und die entspannte Atmosphäre ange-
gangen werden.
Der Feuerwehrverein Böseckendorf freut sich, am 14. September, ab 
15.00 Uhr vor dem Feuerwehrgerätehaus in Böseckendorf, zahlreiche 
Besucher aus nah und fern begrüßen zu dürfen.

Der Vorstand
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Nachrichten aus dem Kindergarten

Sag mal Danke

Sag mal Danke, einfach Danke, ist 
der Morgen frei von Sorgen, dann 
sag Danke, einfach Danke für diesen 
wunderschönen Tag.
Bist du glücklich und gesund, läuft 
ansonsten alles rund, na das wäre 
doch ein Grund: sag mal Dank!
Sag mal Danke, einfach Danke, ist 
der Morgen frei von Sorgen, dann 
sag Danke, einfach Danke für diesen 
wunderschönen Tag.
Für die Sonne, die dir lacht, für die 
Sterne in der Nacht, sage dem, der 
dies erdacht, einmal Danke!
Sag mal Danke, einfach Danke, ist 
der Morgen frei von Sorgen, dann 
sag Danke, einfach Danke für diesen 
wunderschönen Tag.
Für Gespräche stundenlang, vor dem 
Sonnenuntergang, drum sag einfach 
dann und wann, wieder Danke!
Mit diesem Lied starten wir in den 
Herbst mit seiner bunten Vielfalt und 
freuen uns allen einfach mal Danke 
zu sagen.
Danke für alle guten Gaben unserer 
Welt, für die wunderbare Natur und 

unsere Familien in denen wir leben dürfen.
Danke für die gute Unterstützung unserer Arbeit.
Danke für jedes gute Wort und Danke für jeden guten Tag mit unseren 
Mitmenschen.
Wir wünschen allen einen entdeckungsreichen Herbst mit vielen bunten 
Blumen und Früchten.

Liebe Grüße vom gesamten Erzieherteam

Eine Busfahrt nach Heiligenstadt ins „Kleine Paradies“ zu den Schön-
stadtschwestern unternahmen wir am Dienstag. Schwester Juliana und 
Heidrum bewirteten uns mit wohlschmeckendem Mittagessen und da-
nach folgte eine Wanderung „Zur Bleibe“ und zur märchenhaften Zwer-
genhöhle im Wald. Im kleinen Kapellchen beteten wir gemeinsam.
Zum Thema Wasser, hatten wir eine besondere Idee. Wir wanderten ge-
meinsam mit unseren selbstgestalteten Glasfläschchen zu unserer Neu-
endorfer Nathequelle unterhalb des Rotenberges in „Fromms Grund“ und 
schöpften dort mit Trichter und kleiner Kelle direkt aus der Quelle unser 
klares, kühles Quellwasser, welches Pfr. Jacob am Freitag Morgen in der 
Messe zum Abschluss-Gottesdienst zu Weihwasser segnete. Auch dies 
war ein komplett neues Erlebnis.
Ein Kind sagte zur RKW: „Alles hat mit gut gefallen und nichts hat mir 
nicht gefallen.“- Ein größeres Kompliment konnten wir nicht bekommen.
Ein herzliches Dankeschön nochmal an alle Mithelfer, die zum guten 
Gelingen der RKW beigetragen haben. Sei es für das Kuchen backen 
und Pudding kochen der Muttis und Omas, das Auf- und Abbauen des 
Zeltes der Feuerwehrmänner, das Heizgerät anliefern, aufbauen und ab-
fahren durch Volker und Benedikt.
Es hat uns sehr gefreut. Danke an jeden Einzelnen.

130 Jahre Männergesangverein „Cäcilia“ Neuendorf
Der Männergesangverein „Cäcilia“ Neuendorf blickt im September 2019 
auf sein 130-jähriges Bestehen zurück. Dieses Jubiläum wollen wir mit 
einem Freundschaftssingen feiern.
Seit vielen Jahren gestaltet der MGV das kulturelle Leben im Ort mit und 
hat durch den Gesang schon viele Menschen erfreut.
Ins Leben gerufen hat den Männerchor 1889 der Lehrer Theodor Hu-
pach. In den folgenden Jahren war der Chor sehr aktiv und wir sind stolz, 
dass der Männergesangverein bis heute Bestand hat.
Am Samstag, den 21.09.2019, wird das Jubiläumsfest um 14.00 Uhr 
auf dem Neuendorfer Gemeindesaal beginnen.
Dazu laden wir alle Neuendorfer und Gäste recht herzlich ein.
Für das leibliche Wohl mit Kaffee und Kuchen sowie Deftigem vom Grill 
ist bestens gesorgt.

Wir würden uns freuen, viele Gäste begrüßen zu können
und verbleiben bis dahin mit vielen Grüßen aus Neuendorf.

Teistungen, OT Teistungen

Gedanken zum Thema Krankensalbung:
Wenn Kranke und Ältere nicht mehr „zur Kirche“ kommen können, kommt 
„die Kirche“ gern zu ihnen: Ein Priester oder Kommunionhelfer besucht 
einmal monatlich kranke und alte Gemeindemitglieder und bringt ihnen 
die heilige Kommunion. Das Bußsakrament und die Krankensalbung wer-
den von den Priestern ebenso angeboten.
Mindestens einmal im Jahr im Rahmen einer Hl. Messe können Gemein-
demitglieder, die sich ernsthaft krank und gebrechlich fühlen, die Kranken-
salbung empfangen. Zum Beispiel am Welttag der Kranken, dem Festtag 
Unserer Lieben Frau in Lourdes (11. Februar) oder am Fest der hl. Ärzte 
Cosmas und Damian (26. September). Diese Tage erinnern an das Sa-
krament der Krankensalbung. Eingeladen sind Menschen, die akut oder 
chronisch und die organisch oder psychisch krank sind. Angesprochen 
fühlen dürfen sich also Menschen, die z. B. ein Krebsleiden haben, ei-
nen Herzinfarkt hatten, an einer Depression leiden oder sich einfach sehr 
krank fühlen. Auch vor einer planbaren Operation kann der Krankensegen 
durch einen Seelsorger, ein Besuch der Hl. Messe und der Empfang der 
Krankensalbung als stützend und stärkend erfahren werden.
„Ist einer von euch krank? Dann rufe er die Ältesten der Gemeinde zu 
sich; sie sollen Gebete über ihn sprechen und ihn im Namen des Herrn 
mit Öl salben. Das gläubige Gebet wird den Kranken retten und der Herr 
wird ihn aufrichten; wenn er Sünden begangen hat, werden sie ihm ver-
geben.“ So steht es im Jakobusbrief.
Das Sakrament der Krankensalbung ist ein Sakrament der Heilung und 
Stärkung, das die Lebenskräfte in uns wieder neu wecken kann. In der 
Verbindung mit Jesus Christus macht es wieder Freude zu leben, die Auf-
gaben des Alltags anzupacken und die Augen für die Menschen um uns 
zu öffnen. Es gilt allgemein, die heilende Seelsorge in unserer Pastoral 
neu zu entdecken. Die Krankensalbung wird leider immer noch von vie-
len ausschließlich als „Letzte Ölung“ missverstanden und darum gemie-
den. Zu Unrecht! Denn in diesem Sakrament begegnet der Kranke dem 
heilenden Jesus Christus, der aufrichtet und stärkt. Die Krankensalbung 
kann auch mehrmals im Leben empfangen werden.
Aber natürlich gehören auch das Sterben und der Tod zu unserem Le-
ben. Auch diese letzte Phase des Lebens ist seelsorglich gestaltbar. Ger-
ne kommt der Seelsorger ins Krankenhaus, ins Hospiz oder auf die Inten-
sivstation, um dem schwer Kranken und den Angehörigen beizustehen.
Herzlich lade ich zur Hl. Messe mit Spendung der Krankensalbung 
ein für Donnerstag, 26. September, um 18.00 Uhr in die Pfarrkirche 
St. Andreas in Teistungen am Gedenktag der heiligen Ärzte Cosmas 
und Damian.

Ihr Pfarrer
Tobias Reinhold
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Eine Wallfahrt nach Etzelsbach mit einer Bibelquis Rallye war ein großer 
Höhepunkt. Mit 2 Bussen ging es auf nach Steinbach. Von dort pilgerten 
wir mit Liedern und guter Laune zur Kapelle in Etzelsbach. Pfarrer Röhrig 
begrüßte uns und führte die Kinder durch die Kapelle. Er erklärte die Ge-
schichte der Pieta. Der Ort Etzelsbach hat eine lange Wallfahrtstradition. 
Auf der rechten Seite des Seitenschiffs der Wallfahrtskapelle befindet 
sich eine hölzerne Pietà, die aus dem 16. Jahrhundert stammt. Der Sage 
nach wurde sie bei Arbeiten in den umliegenden Feldern gefunden, als 
die Pferde des Bauern stehen blieben und sich auch nach Drängen nicht 
weiterbewegten. Bei der Suche nach dem Grund stieß er angeblich auf 
das Gnadenbild. Dies soll auch gleichzeitig der Grund gewesen sein, 
warum 1801 eine neue Kapelle errichtet wurde. Auch die Tradition der 
Pferdewallfahrt lässt sich auf diese Sage zurückführen.
Viele Fragen wurden gestellt. Viele fleißige Helfer trugen zum Gelin-
gen der RKW Woche bei. Ohne die Tatkräftige Unterstützung in Küche, 
Betreuung und Planung vieler Ehrenamtlicher wäre dies nicht möglich. 
Herzlichen Dank!
Wir freuen uns schon auf das nächste Jahr.

Kardinal Arborelius aus Stockholm am 23. September 
in Etzelsbach
Aus Anlass des Gedenkens an den Besuch von Papst Benedikt XVI. im 
Jahr 2011 wird der Bischof von Stockholm, S. E. Kardinal Lars Anders Arbo-
relius am 23.09.2019 um 17.00 Uhr in Etzelsbach ein Pontifikalamt feiern.
Dazu ergeht eine ganz herzliche Einladung.
Im Zusammenhang mit dem Kommen des Kardinals wird der Jugendchor 
„Pueri Cantantes Cathedralis“ des katholischen Domes zu Stockholm 
vom 21.09. bis 24.09.2019 im Eichsfeld sein.
Der Chor ist Teil des weltweit agierenden Verbandes „Pueri Cantores“, 
nach dessen Selbstverständnis sich die jungen Menschen auf musikali-
sche Weise engagieren: zum Lob Gottes, in der Begegnung in Freund-
schaft und im Einsatz für den Frieden.
Der Jugendchor wird schon am Sonntagnachmittag, 22.09.2019 um 
17.00 Uhr bei der dortigen Marienvesper in Etzelsbach singen und dann 
natürlich beim Pontifikalamt.
Am Sonntagvormittag, 22.09.2019 um 10.15 Uhr singt der Chor bereits in 
der Messe in der Pfarrkirche in Teistungen.
Am Sonntagabend um 20.00 Uhr gibt der Jugendchor ein Konzert in der 
Antoniuskirche in Worbis. Das Konzert findet im Rahmen des „Eichsfel-
der Orgelsommers 2019“ und als Abschluss des Stadtfestes statt.

Erntedankgottesdienst
Wir laden alle herzlich zum Erntedankgottesdienst 
in unsere Pfarrkirche Sankt Andreas ein.

Wann:
Beginn:

06. Oktober 2019
10.15 Uhr

Bitte bringt ein Erntekörbchen und Erntegaben zum Segnen mit.
Nach dem Gottesdienst laden wir herzlich zum Liedersingen und 
einem Stehkaffee ein.

RKW 2019 „Die Kraft der Vier“
Wann haben Sie zum letzten Mal 
eine Hand voll Erde mit allen Sinnen 
betrachtet? Wann haben Sie zuletzt 
bewusst die erfrischende und reini-
gende Wirkung von Wasser auf Ihrer 
Haut gespürt? Wann haben Sie zu-
letzt darüber nachgedacht, dass die 
Luft, die wir einatmen, zwar unsicht-
bar, aber dennoch lebensnotwendig 
ist? Auch die Kraft, die am augenfäl-
ligsten dem Feuer innewohnt, aber 
auch in allen vier Elementen zu fin-
den ist, zu begreifen, darum geht es 
in der diesjährigen RKW.
In unserer RKW Woche hatten die 
Kinder nicht nur die Möglichkeit, die 
physikalischen Grundlagen allen Le-
bens vielfältig zu erfahren, sondern 
auch vieles über ihr eigenes. Welche 
Kraft wohnt mir inne, was habe ich 
an mir noch nicht entdeckt?
Und was sagt das alles über den 
aus, der dies geschaffen hat? Hier 
wollten wir uns in diesem Jahr auf 
eine Spurensuche machen, so wie 

es schon der Hl. Augustinus getan hat. Ihm wird folgendes Zitat zuge-
schrieben, welches wie ein Untertitel für die diesjährige RKW klingen 
mag: „Alles Geschaffene trägt die Spuren Gottes.“

Die vier Elemente beschäftigten uns die ganze Woche.
Das Unsichtbare spüren: LUFT
Die Energie begreifen: FEUER
Die Vielfalt entdecken: ERDE
Die Frische erleben: WASSER
SEINE Kraft finden
In den Elementen begegnet uns die Kraft Gottes - welche Kraft hat Gott 
in dich gelegt?
Und du, wo bist du in deinem Element? Mit vielen Experimenten, Spielen 
und Gesprächen erfuhren die Kinder vieles neues zu den vier Elementen. 
Ein Vulkan wurde gebastelt, mit Ton Schalen geformt, Kerzen gestaltet, 
Tänze und Lieder geprobt und noch vieles mehr.
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Wehnde

Lebenswichtige Hilfsmittel für Sie und Ihre Familie!

Einladung zur Informationsveranstaltung
Am 12.09.2019 um 18.30 Uhr findet im Saal der 
Gemeinde Wehnde eine Informationsveranstal-
tung durch das Deutsche Rote Kreuz KV Eichsfeld 
statt. Diese wird von Barbara Armbrecht im Auftrag 
der Freien Wählergemeinschaft Wehnde organi-
siert.

Zielgruppe sind alle Erwachsenen, die sich selbst oder ihre Angehörigen 
auf mögliche Notfallsituationen im Haushalt vorbereiten sollten. Ihre Si-
cherheit und Unabhängigkeit stehen im Mittelpunkt. Selbstständiges und 
sicheres Leben zu Hause ist ein Grundbedürfnis. Schnelle korrekte Infor-
mationen an Helfer und Retter bei Notfällen können für Sie lebensrettend 
sein. Das betrifft künftig immer mehr Menschen persönlich oder indirekt.
Die Themen sind u.a. Hausnotruf, Rotkreuzdose, neue Pflegegrade
Wir würden uns über reges Interesse, auch aus den Nachbarorten, sehr 
freuen.

Barbara Armbrecht

„Eiskalter Lebensretter“

Die Kreativwerkstatt bietet neue Kurse für die ganze 
Familie in den Herbstferien an und denkt schon 
langsam an Weihnachten

Im Gewerbegebiet in Teistungen, am 
Dämmig 14, hat Angelika Kaufmann 
eine Kreativwerkstatt und bietet mehr-
mals die Woche Töpferkurse an. Nun 
soll es in den Herbstferien Möglichkei-
ten für die ganze Familie geben. So 
können Oma und Opa oder Eltern mit 
Kindern ein bisschen Abwechslung in 
die Ferien bringen und sich gemein-
sam an Ton, Filz oder Bilder wagen. So 

soll neben der Möglichkeit zu Töpfern auch Filzen und Serviettentechnik 
angeboten werden. Da hat man neben einer spannenden Zeit in den 
Ferien auch schon gleich für das ein oder andere Weihnachtsgeschenk 
gesorgt.
Mitmachen kann man an einem oder mehreren Terminen:

07. Oktober 10:00 Uhr - 14:00 Uhr
16:00 Uhr - 20:00 Uhr

08. Oktober 10:00 Uhr - 14:00 Uhr
16:00 Uhr - 20:00 Uhr

09. Oktober 10:00 Uhr - 14:00 Uhr
16:00 Uhr - 20:00 Uhr

14. Oktober 10:00 Uhr - 14:00 Uhr
16:00 Uhr - 20:00 Uhr

16. Oktober 10:00 Uhr - 14:00 Uhr
16:00 Uhr - 20:00 Uhr

Und wo wir schon bei Weihnachten sind: 
Sehr gefragt sind auch Floristikkurse, des-
halb soll es auch in diesem Jahr wieder 
möglich sein, sich selbst einen Advents-
kranz und Weihnachtsgestecke sowie 
Sträuße selbst zu gestalteten.
Dies ist möglich am

18. November 17:00 Uhr - 19:00 Uhr
19:00 Uhr - 21:00 Uhr

20. November 17:00 Uhr - 19:00 Uhr
19:00 Uhr - 21:00 Uhr

25. November 17:00 Uhr - 19:00 Uhr
19:00 Uhr - 21:00 Uhr

27. November 17:00 Uhr - 19:00 Uhr
19:00 Uhr - 21:00 Uhr

Auch in den laufenden Töpferkursen ist noch Platz. Diese finden Mitt-
wochs von 19:00 Uhr - 21:00 Uhr und Donnerstags von 17:00 Uhr - 19:00 
Uhr statt.
Der Preis für alle Kurse beträgt 6 Euro pro Stunde plus Material.
Sie erreichen Angelika Kaufmann für Fragen oder Anmeldungen unter 
015168169043.

Die F-Junioren der SG FC Wacker Teistungen  
Kreisjugendmeister 2019!
Mit einer erneut starken Leistung beeindrucken die jungen Kicker der 
Spielgemeinschaft Wacker Teistungen erstmals bei den Kreisjugendspie-
len, veranstaltet durch den KreisSportBund und die Sparkasse in Hayn-
rode. Vier Spiele, vier Siege, kein Gegentor. Dazu noch der beste Torwart 
des Turniers, den Teistunger Josef Lohrengel. Ein sehr erfolgreicher Ab-
schluss der Saison für die F-Junioren!
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Sonntag, 22. September, 14:00 - 17:00 Uhr
Wildbeerenwanderung

Weißdorn, Schlehe oder Cornellkir-
sche - was findet sich in der Natur, 
was kann man essen, was sollte man 
lieber hängen lassen, da es giftig ist, 
wo gibt es Verwechslungsmöglichkei-
ten und was lässt sich aus Wildbeeren 
herstellen. Treffpunkt: Hofbrunnen Gut 
Herbigshagen. 6,00 €/Person.

Sonntag, 29. September 11:00 - 17:00 Uhr
Tag der Stiftungen - Der Schulbauernhof auf Gut Herbigshagen
Umweltbildung im Zeichen alten bäuerlichen Handwerks. Zusätzlich 
Hofführungen 13:00 und 14:30 Uhr mit Landwirt Daniel Wehmeyer. Treff-
punkt „Schulbauernhof“ hinter dem Besucherparkplatz Gut Herbigsha-
gen. Eintritt frei.

Anmeldung und Information: Heinz Sielmann Natur-Erlebniszentrum,
Gut Herbigshagen, 37115 Duderstadt, Tel. 05527 914-208
besucherservice@sielmann-stiftung.de

Das Veterinäramt informiert …

Ich ess‘ so gerne ein Gehacktesbrot …

Das Eichsfelder Gehacktesbrot hat nicht nur Eingang in das lokale 
Liedgut gefunden, sondern ist bei vielen eng mit dem Begriff „Heimat“ 
verbunden. Auch wenn Auswärtige dieser Tradition oftmals mit Unver-
ständnis und leichtem Schaudern begegnen, ist und bleibt das Gehack-
tes fester Bestandteil des Speiseplans und kommt in vielen Haushalten 
regelmäßig auf den Tisch.
Allen Liebhabern dieser Spezialität sollte aber immer wieder bewusst 
werden, dass es sich hier um ein sehr empfindliches Lebensmittel mit 
hohem Gefahrenpotential handelt! Im Alltag wird da schon mal einge-
kauftes Gehacktes längere Zeit im warmen Auto herumgefahren oder 
auch - insbesondere bei Feiern - über längere Zeit ohne Kühlung auf dem 
Buffet stehengelassen.
Geschmierte Gehacktesbrötchen werden als Pausenbrote ohne weitere 
Kühlung in den Proviant gepackt und später verzehrt. Ein solcher Um-
gang mit dem gewürzten, rohen Fleisch ist höchst fahrlässig und ent-
spricht keiner guten Hygiene-Kenntnis! Krankheitserreger sind überall 
vorhanden und finden insbesondere auf fein zerkleinertem Fleisch einen 
idealen Nährboden. Kommt dann noch Wärme dazu (hier reichen schon 
Temperaturen oberhalb von 3°C aus), können sich vorhandene Einzel-
bakterien explosionsartig vermehren und nach Verzehr zu Gesundheits-
störungen führen (z. B. Durchfall und Erbrechen, Kreislaufprobleme usw.).
Insbesondere in den Sommermonaten verzeichnen die Gesundheitsäm-
ter vermehrt Fälle von Salmonellenerkrankungen. Dabei sind leider auch 
immer wieder Kleinstkinder ab 1 Jahr, deren Immunsystem einer Infek-
tion mit diesem Durchfallerreger nicht viel entgegenzusetzen hat. Ins-
gesamt wird empfohlen und vom Veterinäramt entsprechend darauf hin-
gewiesen, kleinen Kindern gerade kein Gehacktes oder auch Teewurst 
anzubieten, selbst wenn die leichte Kaubarkeit dies nahelegt. Gleiches 
gilt für alte und immungeschwächte Personen.
Jeder einzelne Verbraucher kann außerdem durch eine lückenlose Küh-
lung bis zum Verzehr, einer ordentlichen Handhygiene beim Umgang 
(Brot schmieren!) und einem schnellen Verbrauch (möglichst am Tag des 
Einkaufs!), zu seiner eigenen Sicherheit und der seines nächsten Umfel-
des beitragen.

Die Spionagetechnik der Stasi

Vortrag und Bürgerberatung

Ein Knacken in der Telefonleitung, das Mikrofon in der Wand zum Abhö-
ren von Gesprächen, heimliches Fotografieren: Das Eindringen in die Pri-
vatsphäre der Menschen und die menschenrechtswidrige Beschaffung 
privater Informationen waren fester Bestandteil des Überwachungsappa-
rates der DDR-Geheimpolizei.

Dokumente aus dem Stasi-Unterlagen-Archiv zeigen, welche techni-
schen Möglichkeiten die Stasi nutzte, um an Informationen zu gelangen. 
So versteckte sie u. a. Mikrofone in Alltagsgegenständen.

Katholische Pfarrgemeinde St. Michael

Sonn- und Feiertagsgottesdienste
Ecklingerode - Brehme - Jützenbach - Weißenborn-Lüderode

Do., 05.09.2019
St. Marien
St. Michael

St. Michael

18.30
18.00

18.30

Heilige Messe und Anbetung
Eucharistische Anbetung und Beichtgele-
genheit
Heilige Messe

Fr., 06.09.2019 Herz-Jesu Freitag
St. Valentin
St. Johannes

08.30
09.00

Heilige Messe
Anbetung und heilige Messe

Sa., 07.09.2019
St. Johannes
St. Johannes

17.00
17.30

Beichtgelegenheit
Vorabendmesse

So., 08.09.2019 23. Sonntag im Jahreskreis
St. Marien
St. Valentin
St. Michael

08.30
10.00
10.00

Heilige Messe
Heilige Messe
Heilige Messe

Sa., 14.09.2019
St. Johannes
St. Johannes
St. Marien
St. Michael

17.00
17.30
17.30
17.30

Beichtgelegenheit
Vorabendmesse
Vorabendmesse
Wortgottesdienst

So., 15.09.2019 24. Sonntag im Jahreskreis
Erfurt Bistumswallfahrt
Sa., 21.09.2019
St. Johannes
St. Johannes

17.00
17.30

Beichtgelegenheit
Vorabendmesse

So., 22.09.2019 25. Sonntag im Jahreskreis
St. Marien
St. Valentin
St. Michael

08.30
10.00
10.00

Heilige Messe
Heilige Messe
Heilige Messe

Sa., 28.09.2019
St. Johannes
St. Johannes

17.00
17.30

Beichtgelegenheit
Vorabendmesse

So., 29.09.2019 26. Sonntag im Jahreskreis
St. Valentin
St. Marien
St. Michael

08.30
10.00
10.00

Heilige Messe
Heilige Messe
Heilige Messe

Do., 03.10.2019
St. Marien
St. Michael

St. Michael

18.30
18.00

18.30

Heilige Messe und Anbetung
Eucharistische Anbetung und Beichtgele-
genheit
Heilige Messe

Fr., 04.10.2019 Herz-Jesu Freitag
St. Valentin
St. Johannes

08.30
09.00

Heilige Messe
Heilige Messe und Anbetung

Sa., 05.10.2019
St. Johannes
St. Johannes

17.00
17.30

Beichtgelegenheit
Vorabendmesse

So., 06.10.2019 27. Sonntag im Jahreskreis
St. Valentin
St. Marien
St. Michael

08.30
10.00
14.00

Heilige Messe
Heilige Messe
Heilige Messe

Änderungen vorbehalten - bitte die aktuellen Vermeldungen beachten:
www.pfarrei-sankt-michael.de

Termine September 2019,  
Natur-Erlebniszentrum Gut Herbigshagen
Sonntag, 8. September, 10:00 - 15.00 Uhr
Naturkundliche Wanderung zu den Eichsfelder Grenzspuren
Der teilweise geschotterte Weg hat lediglich eine Höhendifferenz von 
rund 60 Metern. Dadurch ist er auch für Wanderer geeignet, die nicht so 
gut zu Fuß sind. Strecke ca. 8 km. Treffpunkt: Hofbrunnen Gut Herbigs-
hagen. 5,00 €/Person.

Sonntag, 15. September, 11:00 - 17:00 Uhr
Regionalmarkt „Südniedersachsen genießen“
Zu entdecken gibt es die geschmackliche Vielfalt regionaler Produkte. 
In Kooperation mit dem Regionalen Erzeugerverband Südniedersachsen 
e.V. Eintritt frei.

Donnerstag, 19. September, 19:00 - 20:30 Uhr
Vortrag „Biodiversität am Beispiel des Grünen Bands“. Dr. Heiko 
Schuhmacher, Heinz-Sielmann-Stiftung, in Kooperation mit dem Grenz-
landmuseum Eichsfeld. Bildungsstätte am Grenzlandmuseum Eichsfeld. 
Duderstädter Straße 7-9, 37339 Teistungen. Eintritt frei.
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Im Juni 1986 arbeiteten Stasi-Mitarbeiter an einem speziellen Pferdesat-
tel, mit dem westliche Diplomaten abgehört werden sollten. Sobald ein 
Reiter aufsaß, wurde eine einstündige Tonaufnahme ausgelöst. Erprobt 
wurde der präparierte Sattel auf einem Brandenburger Reiterhof.
Detlev Vreisleben (Ingenieur für Nachrichtentechnik) erklärt anhand 
originaler Technik die verschiedenen Methoden der Überwachung des 
Staatssicherheitsdienstes der DDR.
Im Vorfeld beantworten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Erfurter 
Stasi-Unterlagen-Archivs Fragen zum Thema Akteneinsicht. Für die An-
tragstellung ist ein Personaldokument erforderlich.

Termin: Donnerstag, 26. September 2019
14.00 - 19.00 Uhr Bürgerberatung
19.00 Uhr Vortrag „Die Spionagetechnik der Stasi“
Referent: Detlev Vreisleben

Ort: Grenzlandmuseum Eichsfeld
Duderstädter Str. 7-9, 37339 Teistungen

Der Eintritt ist frei.

Alrun Tauché, Leiterin der Außenstelle Erfurt des BStU
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AMTSBLATTAMTSBLATT
der Verwaltungsgemeinschaft

Lindenberg/Eichsfeld
mit den öffentlichen Bekanntmachungen der Mitgliedsgemeinden
Berlingerode, Brehme, Ecklingerode, Ferna, Tastungen, Wehnde,

 Teistungen mit den Ortsteilen Böseckendorf, Neuendorf, Teistungen

Amtliche Bekanntmachungen der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld
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(2) Der Gemeinderat überträgt dem Bürgermeister neben den in § 29 
ThürKO aufgeführten Aufgaben die folgenden weiteren Angelegenheiten 
zur selbstständigen Erledigung:

a) Vollzug der Ortssatzungen,
b) Die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen 

und Leistungen für den laufenden Betrieb (z.B. Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahr-
zeugen, Geschäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial 
für Anstalten und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegen-
stände) im Verwaltungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen 
Ermächtigung,

c) Der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs-, Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbaukosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
und öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuch-rechtliche 
Erklärungen, Kündigungen, Wohnungen, Rücktritte) bis zu einer 
Wertgrenze des Rechtsverhältnisses von 2.500,00 Euro, einmaliger 
oder jährlicher laufender Belastungen

d) Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der Streit-
wert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse,

e) die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro, der 
Erlass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro oder die Stundung un-
einbringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 25.000,00 Euro, Ab-
gaben und sonstiger öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher For-
derungen bis zu einem Betrag von 500,00 Euro sowie die Stundung 
von Zahlungsansprüchen bis zu einem Betrag von 2.000,00 Euro auf 
die Dauer von 7 - 12 Monaten, bis zu 1.000,00 Euro auf die Dauer 
von bis zu 6 Monaten.

f) Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

g) Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu Höhe von 2.500,00 
Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 1.500,00 Euro 
jeweils im Einzelfall.
Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, 
wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Der 
Bürgermeister ist berechtigt, bis zu vorstehenden Grenzen Mittel, die 
durch anderweitige Einsparungen zur Verfügung stehen, Mehrein-
nahmen und Mittel der Deckungsreserve in Anspruch zu nehmen.

h) Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im Rah-
men des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 500,00 Euro nicht 
übersteigen.

§ 7
Beigeordnete

(1) Der Gemeinderat wählt eine/n ehrenamtliche(n) Beigeordnete(n).
(2) Der Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung durch den Beige-
ordneten vertreten.

§ 8
Ausschüsse

(1) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemeinderat 
dem Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien und Wählergrup-
pen Rechnung zu tragen, soweit Fraktionen bestehen, sind diese der Be-
rechnung zugrunde zu legen. Übersteigt die Zahl der Ausschusssitze die 
Zahl der Gemeinderatsmitglieder, so kann jedes Gemeinderatsmitglied, 
dass im Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem 
Ausschuss mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. Der Gemeinderat 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem 
Ausschuss dieses Gemeinderatsmitglied zugewiesen wird.
(1) Die Besetzung von Ausschüssen und sonstigen Gremien erfolgt ein-
heitlich nach dem mathematischen Verhältnisverfahren Hare/Niemeyer.
(2) Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben der Ausschüsse regelt im 
Übrigen die Geschäftsordnung für den Gemeinderat.

§ 9
Ehrenbezeichnungen

(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Gemeinde und das 
Wohl ihrer Einwohner verdient gemacht haben, können zu Ehrenbürgern 
ernannt werden.
(2) Personen, die als Mitglieder des Gemeinderates, Ehrenbeamtinnen 
oder Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte 
insgesamt mindestens 20 Jahre ihr Mandat oder Amt ausgeübt haben, 
können folgende Ehrenbezeichnungen erhalten: Bürgermeisterin oder 
Bürgermeister = Ehrenbürgermeisterin oder Ehrenbürgermeister, Beige-
ordnete oder Beigeordneter = Ehrenbeigeordnete oder Ehrenbeigeord-
neter, Gemeinderatsmitglied = Ehrengemeinderatsmitglied, sonstige Eh-
renbeamtinnen oder Ehrenbeamte = eine die ausgeübte ehrenamtliche 
Tätigkeit kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „Ehren-“.
Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt und/ oder überwiegend 
ausgeübten Funktion richten.
(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger vor-
teilhafter Weise zur Mehrung des Ansehens der Gemeinde beigetragen 
haben, können besonders geehrt werden. Der Gemeinderat kann dazu 
spezielle Richtlinien beschließen.

Berlingerode

Hauptsatzung
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und 
Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. Au-
gust 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.Ap-
ril 2018 (GVBL. S. 74ff.) hat der Gemeinderat der Gemeinde Berlingerode 
in der Sitzung am 18.06.2019 die folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1
Name

(1) Die Gemeinde führt den Namen „Berlingerode“.

§ 2
Gemeindewappen, Gemeindeflagge, Gemeindesiegel

(1) Das Gemeindewappen zeigt in rot einen silbernen ausgerissenen 
Baumstumpf, aus dem links ein silbernes Eichenblatt wächst, rechts 
eine nach schräglinks eingeschlagene silberne Axt, darüber im rechten 
Schildhaupt ein silbernes sechsspeichiges Rad.
(2) Die Flagge der Gemeinde ist weiß-rot gespalten und trägt das unter 
Absatz 1 genannte Gemeindewappen.
(3) Das Dienstsiegel trägt die Umschrift im unteren Halbkreis „Gemein-
de Berlingerode“ und im oberen Halbkreis „Thüringen“ und zeigt im Ab-
druck, dass unter Absatz 1 beschriebene Wappen der Gemeinde.
(4) Eine Verwendung des Namens, des Wappens und der Flagge der 
Gemeinde ist nur mit Genehmigung zulässig.

§ 3
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskrei-
ses der Gemeinde die Durchführung eines Bürgerentscheids beantragen 
(Bürgerbegehren). Nach Zustandekommen des Bürgerbegehrens wird 
die Angelegenheit den Bürgern zur Entscheidung vorgelegt, sofern der 
Gemeinderat, sich das Anliegen nicht zu Eigen macht.
(2) Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Gemeinderat den Bür-
gern eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde 
zur Entscheidung vorlegen (Ratsreferendum).
(3) Absatz 1 und 2 gelten für Bürgerentscheide in Ortsteilen einer Ge-
meinde und in Ortschaften einer Landgemeinde entsprechend.
(4) Der erfolgreiche Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Gemeinde-
ratsbeschlusses der Gemeinde. In dem Ortsteil einer Gemeinde oder der 
Ortschaft einer Landgemeinde hat der erfolgreiche Bürgerentscheid die 
Wirkung eines Beschlusses des Ortsteilrates oder des Ortschaftsrates.
(5) Das Nähere zur Durchführung von Bürgerbegehren, Bürgerent-
scheid, Ratsbegehren und Ratsreferendum regelt das Thüringer Gesetz 
über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürge-
rentscheid (ThürEBBG) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 4
Einwohnerversammlung

(1) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwoh-
nerversammlung ein, um die Einwohner über wichtige Gemeindeangele-
genheiten, insbesondere über Planungen und Vorhaben der Gemeinde, 
die ihre strukturelle Entwicklung unmittelbar und nachhaltig beeinflussen 
oder über Angelegenheiten die mit erheblichen Auswirkungen für eine 
Vielzahl von Einwohnern verbunden sind, zu unterrichten und diese mit 
ihnen zu erörtern. Der Bürgermeister lädt spätestens eine Woche vor der 
Einwohnerversammlung unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung 
in ortsüblicher Weise öffentlich zur Einwohnerversammlung ein.
(2) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung. Er 
hat im Rahmen der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem Umfang 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Soweit dies erforderlich ist, kann der 
Bürgermeister zum Zweck der umfassenden Unterrichtung Bedienstete 
der Verwaltungsgemeinschaft sowie Sachverständige hinzuziehen.
(3) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindeangelegen-
heiten, die nicht von der Tagesordnung der Einwohnerversammlung 
erfasst sind, bis spätestens zwei Tage vor der Einwohnerversammlung 
bei der Gemeinde einreichen. Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in 
der Einwohnerversammlung beantwortet werden. Ausnahmsweise kann 
der Bürgermeister Anfragen auch innerhalb einer Frist von drei Wochen 
schriftlich beantworten.

§ 5
Vorsitz im Gemeinderat

Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bürgermeister, im Fall seiner Ver-
hinderung sein Stellvertreter.

§ 6
Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister ist ehrenamtlich tätig.
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(2) Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 01.06.2014 mit 
der 1. Änderung vom 01.01.2017 und der 2. Änderung vom 01.05.2019 
außer Kraft.

Berlingerode, den 16.07.2019
gez. Dr. Bertram
Bürgermeister

Geschäftsordnung für den Gemeinderat und die  
Ausschüsse der Gemeinde Berlingerode

Aufgrund des § 34 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisord-
nung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. August 1993 
(GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 
2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. April 2018 
(GVBl. S. 74) hat der Gemeinderat der Gemeinde Berlingerode in der 
Sitzung am 18.06.2019 folgende Geschäftsordnung beschlossen:

§ 1
Einberufung des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfor-
dert. Im Übrigen soll mindestens vierteljährlich eine Sitzung stattfinden.
(2) Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, wenn mindestens ein 
Viertel der Gemeinderatsmitglieder es schriftlich unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes verlangt. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat den 
gleichen Beratungsgegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits 
beraten hat, es sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich 
geändert hat.
(3) Der Bürgermeister lädt die Gemeinderatsmitglieder und die sonstigen 
nach den Bestimmungen der Thüringer Kommunalordnung zu ladenden 
Personen schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung ein. Zwischen 
dem Tag des Zugangs der Einladung und dem Tag der Sitzung müssen 
mindestens vier volle Kalendertage liegen. Der Einladung an die zu la-
denden Personen sollen die für die Beratung erforderlichen Unterlagen 
beigefügt werden, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte In-
teressen Einzelner entgegenstehen.
(4) Die in Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 vorgesehene Schriftform kann durch die 
elektronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 ThürKO ersetzt werden.
(5) Sofern eine Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Gemeinde auf-
geschoben werden kann (Dringlichkeit), kann die Einladungsfrist abge-
kürzt werden, jedoch muss die Einladung spätestens am zweiten Tag 
vor der Sitzung zugehen und einen Hinweis auf die Verkürzung der Frist 
enthalten. Die Dringlichkeit ist vom Gemeinderat vor Eintritt in die Tages-
ordnung festzustellen.
(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen sind spätestens am vierten 
Tag, bei Dringlichkeit am zweiten Tag vor der Sitzung, ortsüblich öffent-
lich bekannt zu machen. Für die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzun-
gen gilt dies nur insoweit, als dadurch der Zweck der Nichtöffentlichkeit 
nicht gefährdet wird.
(7) Eine Verletzung von Form oder Frist der Einladung eines Gemeinde-
ratsmitglieds oder einer sonstigen nach den Bestimmungen der Thürin-
ger Kommunalordnung zu ladenden Person gilt als geheilt, wenn das Ge-
meinderatsmitglied oder die zu ladende Person zu der Sitzung erscheint 
und den Mangel nicht geltend macht.

§ 2
Teilnahme an Sitzungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder sind zur Teilnahme an den Sitzungen des 
Gemeinderats und zur Übernahme der ihnen zugewiesenen Geschäfte 
verpflichtet. Gegen Gemeinderatsmitglieder, die sich dieser Verpflichtung 
ohne genügende Entschuldigung entziehen, kann der Gemeinderat ein 
Ordnungsgeld bis zu fünfhundert Euro im Einzelfall verhängen.
(2) Ein Gemeinderatsmitglied, das an einer Sitzung nicht oder nicht 
rechtzeitig teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen will, 
muss dies dem Vorsitzenden unter Angabe des Entschuldigungsgrundes 
möglichst frühzeitig mitteilen. Die Mitteilung gilt in der Regel als Entschul-
digung und kann ausnahmsweise auch nachgereicht werden.
(3) Für jede Sitzung wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die sich 
jedes anwesende Gemeinderatsmitglied eigenhändig eintragen muss.
(4) Die Gemeinderatsmitglieder sind verpflichtet, über die ihnen bei Aus-
übung ihres Amtes bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu bewahren, soweit nicht diese Tatsachen offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Werden diese 
Verpflichtungen schuldhaft verletzt, kann der Gemeinderat im Einzelfall 
ein Ordnungsgeld bis zu zweitausendfünfhundert Euro verhängen.

§ 3
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich, soweit nicht Rück-
sichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder das berechtigte Interesse 
einzelner entgegenstehen. Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird 
in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.
(2) In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:

- Personalangelegenheiten mit Ausnahme von Wahlen;
- Grundstücksgeschäfte, die der Vertraulichkeit bedürfen, z. B. wegen 

der Erörterung der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse ei-
nes Beteiligten;

- Auftragsvergaben, sofern schutzwürdige Belange der Bieter oder 
sonstiger Privatpersonen berührt werden, z. B. wenn die Leistungs-
fähigkeit und Zuverlässigkeit eines Anbieters erörtert werden;

(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes und der Ehrenbezeichnung 
soll in feierlicher Form in einer Sitzung des Gemeinderates unter Aus-
händigung einer Urkunde vorgenommen werden.
(5) Die Gemeinde kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeich-
nung wegen unwürdigen Verhaltens widerrufen.

§ 10
Entschädigungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwir-
kung bei den Beratungen und Entscheidungen des Gemeinderats und 
seiner Ausschüsse als Entschädigung

a) ein Sitzungsgeld von 30,00 Euro für die notwendige, nachgewiesene 
Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder eines Ausschus-
ses, in dem sie Mitglied sind. Dabei dürfen nicht mehr als zwei Sit-
zungsgelder pro Tag gezahlt werden.

b) für die Wahrnehmung besonderer Funktionen und die hierdurch ent-
stehenden höheren Belastungen und Aufwendungen erhalten eine 
zusätzliche monatliche Entschädigung:
- der Vorsitzende einer Gemeinderatsfraktion von 40,00 €.

(2) Mitglieder des Gemeinderats, die Arbeiter oder Angestellte sind, 
haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienst-
ausfalls und der notwendigen Auslagen. Selbständig Tätige erhalten 
eine Pauschalentschädigung von 20,00 Euro je volle Stunde für den 
Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit 
entstanden ist. Sonstige Mitglieder des Gemeinderats, die nicht erwerbs-
tätig sind, jedoch einen Mehrpersonenhaushalt von mindestens drei Per-
sonen führen, erhalten eine Pauschalentschädigung von 10,00 Euro je 
volle Stunde. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf 
Antrag sowie für höchstens 8 Stunden pro Tag und auch nur bis 19.00 
Uhr gewährt.
(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach 
dem Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.
(4) Für ehrenamtlich Tätige, die nicht Mitglied des Gemeinderats sind, 
gelten die Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, des Verdienst-
ausfalls bzw. der Pauschalentschädigung und der Reisekosten (Abs. 1, 2 
und 3) entsprechend.
Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den 
Sitzungen und die Mitglieder des Wahlvorstandes bei der Durchführung 
der Wahlen am Wahltag sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag 
eine pauschale Entschädigung, jedoch entsprechend den Gesetzen zur 
Europawahl, Bundestagswahl, Landtagswahl und Kommunalwahl in der 
jeweils gültigen Fassung.
Die pauschale Entschädigung beträgt:

für Wahlvorsteher / Wahlleiter 25,00 Euro
für stellv. Wahlvorsteher, Schriftführer und Beisitzer 20,00 Euro
(5) Die ehrenamtlichen Kommunalwahlbeamten erhalten für die Dauer 
ihrer Tätigkeit folgende monatliche Aufwandsentschädigung:

der ehrenamtliche Bürgermeister 1.250,00 Euro,
der ehrenamtliche Erste Beigeordnete 312,50 Euro.

§ 11
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Satzungen der Gemeinde werden öffentlich bekannt gemacht durch 
Veröffentlichung im „Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/
Eichsfeld“.
Auf den Urschriften der Satzungen sind die Form und der Tag der öffent-
lichen Bekanntmachung schriftlich zu vermerken.
(2) Kann wegen eines Naturereignisses oder anderer unabwendbarer 
Ereignisse eine Satzung nicht in der durch Absatz 1 festgelegten Form 
öffentlich bekannt gemacht werden, erfolgt in dringenden Fällen die öf-
fentliche Bekanntmachung der Satzung durch Aushang an folgender Ver-
kündungstafel: 1. Vor der Gemeindeverwaltung
Nach Wegfall des Hinderungsgrundes wird die öffentliche Bekanntma-
chung der Satzung unverzüglich in der nach Absatz 1 festgelegten Form 
nachgeholt; auf die Form der Bekanntmachung ist dabei hinzuweisen.
(3) Die ortsübliche öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tages-
ordnung der Sitzungen des Gemeinderats, der Ausschüsse erfolgt durch
Aushang an folgender Verkündungstafel:
1. Vor der Gemeindeverwaltung
Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des 
Gemeinderats, der Ausschüsse und des Ortsteil-/Ortschaftsrates ist mit 
dem Ablauf des ersten Tages des Aushangs an den Verkündungstafeln 
vollendet. Die entsprechenden Bekanntmachungen dürfen jedoch erst 
am Tag nach der jeweiligen Sitzung abgenommen werden.
(4) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder orts-
übliche) Bekanntmachungen gilt Absatz 1 entsprechend, sofern nicht 
Bundes- oder Landesrecht etwas anderes bestimmt.

§ 12
Haushaltswirtschaft

Die Haushaltswirtschaft der Gemeinde wird nach den Grundsätzen der 
Verwaltungsbuchführung geführt.

§ 13
Sprachform, In-Kraft-Treten

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwandten personenbezogenen Be-
zeichnungen gelten für Frauen in der weiblichen, für Männer in der männ-
lichen Sprachform.
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Bei nichtöffentlicher Sitzung hat das Mitglied den Sitzungsraum zu ver-
lassen, bei öffentlichen Sitzungen darf es sich in dem für die Zuhörer 
bestimmten Teil des Sitzungsraumes aufhalten. Gleiches gilt, wenn ein 
Mitglied in anderer als öffentlicher Eigenschaft ein Gutachten abgegeben 
hat. Die Nichtmitwirkung ist in der Niederschrift zu vermerken. Der Betrof-
fene kann verlangen, dass die Gründe für die Nichtmitwirkung in die Nie-
derschrift aufgenommen werden. Die Sätze 1 bis 7 gelten entsprechend 
für Beigeordnete und sonstige nach den Bestimmungen der Thüringer 
Kommunalordnung zu ladende Personen.
(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht für Wahlen.
(3) Muss der Betroffene annehmen, wegen persönlicher Beteiligung an 
der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen zu dürfen, so hat er die 
Tatsachen, die seine persönliche Beteiligung begründen können, vor 
Beginn der Beratung des betreffenden Tagesordnungspunktes unauf-
gefordert dem Gemeinderat zu offenbaren. Die Entscheidung über den 
Ausschluss von der Beratung und Abstimmung trifft der Gemeinderat in 
nichtöffentlicher Sitzung in Abwesenheit des Betroffenen.
(4) Ein Beschluss ist nur dann unwirksam, wenn ein Mitglied des Ge-
meinderats oder ein hauptamtlicher Beigeordneter zu Unrecht von der 
Beratung oder Abstimmung ausgeschlossen worden ist oder ein per-
sönlich Beteiligter an der Abstimmung teilgenommen hat und nicht 
auszuschließen ist, dass seine Teilnahme an der Abstimmung für das 
Abstimmungsergebnis entscheidend war. Der Beschluss gilt jedoch als 
von Anfang an wirksam, wenn die in Satz 1 genannte Verletzung der 
Bestimmungen über die persönliche Beteiligung nicht innerhalb von drei 
Monaten nach der Beschlussfassung unter Bezeichnung der Tatsachen, 
die eine solche Verletzung begründen können, gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist. Bei Satzungsbeschlüssen und Beschlüssen 
über Flächennutzungspläne gilt § 21 Abs. 4 bis 6 ThürKO.

§ 7
Vorlagen

(1) Beschlussvorlagen sind schriftliche Sachverhaltsdarstellungen (Er-
läuterungen) mit einem Beschlussvorschlag, die vom Bürgermeister zur 
Beratung und Beschlussfassung an den Gemeinderat gerichtet werden 
sollen. Berichtsvorlagen sind dagegen reine Informationsmitteilungen.
(2) Der Bürgermeister kann bestimmen, dass für ihn ein Beigeordneter 
oder ein Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft Vorlagen in der Gemein-
deratssitzung erläutert. Der Gemeinderat kann durch Beschluss Vorlagen 
zur Behandlung an Ausschüsse verweisen oder ihre Behandlung vertagen.

§ 8
Anträge

(1) Anträge sind nur zulässig, wenn der Gemeinderat für den Gegen-
stand der Beschlussfassung zuständig ist, anderenfalls sind sie ohne 
Sachdebatte vom Gemeinderat als unzulässig zurückzuweisen. Antrags-
berechtigt sind jede Fraktion, der Bürgermeister und jedes gewählte 
Gemeinderatsmitglied. Von mehreren Gemeinderatsmitgliedern und / 
oder mehreren Fraktionen können gemeinsame Anträge gestellt werden. 
Jeder Antrag soll vom Antragsteller vorgetragen und begründet werden.
(2) Anträge, die vom Gemeinderat abgelehnt worden sind, können von 
demselben Antragsteller / derselben antragstellenden Fraktion frühes-
tens drei Monate nach der Ablehnung wieder eingebracht werden. Sie 
sind allerdings zulässig, wenn begründet dargelegt wird, dass die ent-
scheidungserheblichen Tatsachen sich verändert haben.
(3) Änderungsanträge zu Tagesordnungspunkten können bis zur Eröff-
nung der Aussprache über den Beratungsgegenstand gestellt werden. 
Der Antrag muss begründet sein und einen konkreten Beschlussvor-
schlag enthalten.

§ 9
Anfragen

(1) Anfragen in Selbstverwaltungsangelegenheiten können von den Frak-
tionen und auch von einzelnen Gemeinderatsmitgliedern an den Bürger-
meister gerichtet werden und müssen bis zur Hauptausschusssitzung 
dem Bürgermeister schriftlich vorliegen. Das Fragerecht erstreckt sich 
nicht auf den Zuständigkeitsbereich des Bürgermeisters.
(2) Ein Fraktionsmitglied (bei Anfragen einer Fraktion) bzw. das anfra-
gende Gemeinderatsmitglied kann die Anfrage in der Sitzung vorlesen 
und begründen.
(3) Anfragen werden vom Bürgermeister, einem von ihm beauftragten 
Beigeordneten oder einem Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft 
beantwortet. Der Anfragende hat nach der Beantwortung das Recht, 
zusätzlich maximal zwei Zusatzfragen zur Sache zu stellen, die nach 
Möglichkeit in der Sitzung zu beantworten sind. Ist dies nicht möglich, 
so hat der Bürgermeister dem Fragesteller innerhalb eines Monats eine 
schriftliche Antwort zu erteilen. Eine Aussprache über die Anfrage findet 
nicht statt.
(4) Erst in der Sitzung gestellte Anfragen können nur dann zugelassen 
werden, wenn der Gemeinderat die Dringlichkeit mit zwei Dritteln seiner 
anwesenden Mitglieder beschließt. Sie sollen in der Sitzung beantwor-
tet werden, wenn der Bürgermeister sich hierzu in der Lage sieht. An-
dernfalls werden sie in der nächsten Gemeinderatssitzung beantwortet, 
sofern der Anfragende nicht mit einer früheren schriftlichen Antwort ein-
verstanden ist.

§ 10
Sitzungsleitung, Hausrecht, Redeordnung

(1) Als Gemeinderatsvorsitzender leitet der Bürgermeister die Sitzung, 
übt das Hausrecht aus und sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung 
Ist er verhindert, führt den Vorsitz im Gemeinderat sein Stellvertreter.

- Verträge sowie Verhandlungen mit Dritten und sonstige Angelegen-
heiten, wenn jeweils eine vertrauliche Behandlung geboten erscheint;

- vertrauliche Abgabenangelegenheiten, die dem Steuergeheimnis (§ 
30 AO) unterliegen oder

- vertrauliche Sozialangelegenheiten, die dem Sozialgeheimnis (§ 35 
SGB I) unterliegen.

(3) Film-, Bild- und Tonaufzeichnungen bedürfen der Zustimmung des 
Gemeinderats. Einzelne Gemeinderatsmitglieder können verlangen, 
dass ihr Redebeitrag nicht aufgezeichnet wird. Für Tonaufzeichnungen 
als Hilfsmittel zum Anfertigen der Niederschrift wird auf § 14 Abs. 3 die-
ser Geschäftsordnung verwiesen.

§ 4
Tagesordnung

(1) Der Bürgermeister setzt im Benehmen mit dem Beigeordneten und 
dem Hauptausschuss die Tagesordnung fest und bereitet die Beratungs-
gegenstände vor.
(2) In die Tagesordnung sind Anträge und Anfragen aufzunehmen, die 
dem Bürgermeister vor oder spätestens in der Sitzung des Hauptaus-
schusses schriftlich von mindestens einem Viertel der Gemeinderatsmit-
glieder oder einer Fraktion vorgelegt werden. In die Tagesordnung auf-
zunehmende Anträge müssen schriftlich begründet werden und einen 
konkreten Beschlussvorschlag enthalten. Das Recht einer Fraktion oder 
von mindestens einem Viertel der Gemeinderatsmitglieder zur Aufnahme 
einer Angelegenheit in die Tagesordnung besteht nicht, wenn der Ge-
meinderat den gleichen Gegenstand innerhalb der letzten drei Monate 
bereits beraten hat, es sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage 
wesentlich geändert hat.
(3) Die in Abs. 2 S. 1, 2 vorgesehene Schriftform kann durch die elekt-
ronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 ThürKO ersetzt werden.
(4) Die vom Bürgermeister festgesetzte Tagesordnung kann um weitere 
Gegenstände nur erweitert werden, wenn

1. diese in einer nichtöffentlichen Sitzung zu behandeln sind, alle Mit-
glieder und sonstige nach den Bestimmungen der Thüringer Kom-
munalordnung zu ladenden Personen anwesend und mit der Be-
handlung einverstanden sind oder

2. bei Dringlichkeit der Angelegenheit der Gemeinderat mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln seiner anwesenden Mitglieder die Behandlung 
eines Gegenstandes beschließt. Dringlich ist eine Angelegenheit, 
wenn deren Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Gemeinde auf-
geschoben werden kann.

(4) Der Gemeinderat kann durch Beschluss die Reihenfolge der Tagesord-
nungspunkte ändern, verwandte Punkte verbinden und Beratungspunkte 
von der Tagesordnung absetzen. Für die Behandlung dieser Anträge zur 
Geschäftsordnung gilt § 11 dieser Geschäftsordnung. Die einzelnen Punk-
te der Tagesordnung werden der Reihe nach aufgerufen und behandelt.

§ 5
Beschlussfähigkeit

(1) Beschlüsse des Gemeinderats werden in Sitzungen gefasst. Zu Be-
ginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Beschlussfähigkeit fest, indem 
er prüft, ob sämtliche Mitglieder und nach der Thüringer Kommunal-
ordnung zu ladende Personen ordnungsgemäß geladen sind und die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. Wenn der 
Gemeinderat nicht ordnungsgemäß einberufen wurde, darf die Sitzung 
nicht stattfinden.
(2) Der Vorsitzende hat sich vor jeder Abstimmung davon zu überzeugen, 
dass der Gemeinderat beschlussfähig ist. Stellt er die Beschlussunfä-
higkeit fest, kann er die Sitzung unterbrechen oder schließen. Besteht 
die Beschlussunfähigkeit nur für den behandelten Gegenstand, geht der 
Vorsitzende zum nächsten Tagesordnungspunkt über.
(3) Wird der Gemeinderat nach Beschlussunfähigkeit wegen mangeln-
der Anwesenheit in der ersten Sitzung zum zweiten Mal zur Verhandlung 
über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung 
muss auf diese Bestimmung hingewiesen werden.
(4) Ist die Hälfte oder mehr als die Hälfte der Mitglieder des Gemeinde-
rats von der Beratung und Abstimmung wegen persönlicher Beteiligung 
(§ 38 ThürKO) ausgeschlossen, so ist der Gemeinderat beschlussfähig, 
wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder anwesend und stimmberech-
tigt ist. Andernfalls entscheidet der Bürgermeister nach Anhörung der 
nicht ausgeschlossenen anwesenden Gemeinderatsmitglieder anstelle 
des Gemeinderats.

§ 6
Persönliche Beteiligung

(1) Kann ein Beschluss einem Mitglied des Gemeinderats selbst oder 
seinem Ehegatten oder einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum 
dritten Grad (§§ 1589, 1590 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder einer 
von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder ju-
ristischen Person unmittelbar einen Vorteil oder Nachteil bringen, so darf 
es an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Dies gilt nicht, 
wenn das Mitglied an der Entscheidung der Angelegenheit lediglich als 
Angehöriger einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren 
gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit berührt werden. Als 
unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der sich direkt aus 
der Entscheidung ergibt, ohne dass weitere Ereignisse eintreten oder 
Maßnahmen getroffen werden müssen, die über die Ausführung von Be-
schlüssen hinausgehen.
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(8) Bei geheimer Beschlussfassung und Wahlen durch Stimmzettel sind 
Stimmzettel ungültig, wenn sie leer sind, Zusätze enthalten oder den 
Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lassen. Die 
Stimmzettel werden von je einem Gemeinderatsmitglied der Fraktionen 
ausgezählt, die das Ergebnis dem Vorsitzenden mitteilen.
(9) Wahlen werden in geheimer Abstimmung durchgeführt. Es können 
nur solche Personen gewählt werden, die dem Gemeinderat vor der 
Wahl vorgeschlagen worden sind. Gewählt ist, wer mehr als die Hälf-
te der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat. Wird 
eine solche Mehrheit bei der Wahl nicht erreicht, findet zwischen den 
beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmzahlen eine Stichwahl statt, 
bei der gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Ist die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen ungültig, so ist die Stichwahl zu wiederholen. Der 
Gemeinderat kann nach jedem erfolglosen Wahlgang beschließen, die 
Wahl abzubrechen und in derselben oder einer weiteren Sitzung eine 
erneute Wahl durchzuführen. Neue Bewerber können nur zu einer Wahl 
in einer weiteren Sitzung vorgeschlagen werden. Steht nur ein Bewerber 
zur Wahl, findet bei Nichterreichen der Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Stimmberechtigten im ersten Wahlgang ein zweiter Wahlgang 
statt, in dem der Bewerber gewählt ist, wenn er mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat.
(10) Sind mehrere gleichartige unbesoldete Stellen zu besetzen, kön-
nen die Wahlen in einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle 
Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende 
Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Ungültig sind Stimmen hin-
sichtlich der betreffenden Person, wenn der Stimmzettel gegenüber die-
ser Person einen Zusatz oder Vorbehalt enthält oder der Stimmzettel den 
Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lässt. Gewählt 
sind die Bewerber in der Reihenfolge der Zahl der gültigen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die Stellen von ehrenamtlichen 
Beigeordneten sind keine gleichartigen Stellen im Sinne des Satzes 1.
(11) Die Bestimmungen der Absätze 9 und 10 gelten für alle Entschei-
dungen des Gemeinderats, die in der Thüringer Kommunalordnung oder 
in anderen Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, soweit 
diese Regelungen keine abweichenden Anforderungen enthalten.
(12) Der Vorsitzende stellt das Ergebnis der Abstimmung fest und gibt 
es anschließend bekannt. Die Richtigkeit des Abstimmungsergebnisses 
kann nur sofort nach der Verkündung beanstandet werden. Bei rechtzei-
tiger Beanstandung muss die Abstimmung unverzüglich wiederholt wer-
den, wenn dies der Gemeinderat beschließt.

§ 13
Verletzung der Ordnung

(1) Wer in der Aussprache von der Sache abschweift, kann vom Vorsit-
zenden ermahnt und im Wiederholungsfalle zur Ordnung gerufen werden.
(2) Wer sich ungebührlicher oder beleidigender Äußerungen bedient, 
ist vom Vorsitzenden zur Ordnung zu rufen. Eine Aussprache über die 
Berechtigung, „zur Ordnung“ zu rufen, ist unzulässig. Auf Antrag ist in 
der nächsten Sitzung ohne Aussprache darüber abzustimmen, ob der 
Gemeinderat den Ordnungsruf für gerechtfertigt hält.
(3) Beim dritten Ordnungsruf in einer Sitzung kann der Vorsitzende dem 
Redner das Wort entziehen. Einem Redner, dem das Wort entzogen wur-
de, darf es zu diesem Beratungsgegenstand nicht wieder erteilt werden.
(4) Bei fortgesetzter erheblicher Störung der Ordnung kann der Vorsit-
zende ein Gemeinderatsmitglied mit Zustimmung des Gemeinderats von 
der laufenden Sitzung ausschließen. Dem Ausschluss soll ein dreima-
liger Ordnungsruf vorausgehen. Das Gemeinderatsmitglied soll beim 
dritten Ordnungsruf auf die Möglichkeit des Ausschlusses hingewiesen 
werden. Wird durch ein bereits von einer früheren Sitzung ausgeschlos-
senes Gemeinderatsmitglied die Ordnung innerhalb von zwei Monaten 
neuerlich erheblich gestört, so kann ihm der Gemeinderat für zwei weite-
re Sitzungen die Teilnahme untersagen. Die entsprechenden Beschlüsse 
sind dem Gemeinderatsmitglied schriftlich mitzuteilen.
(5) Werden die Sitzungen durch Zuhörer gestört, kann der Vorsitzende 
diese ausschließen, die Sitzung unterbrechen oder den Zuhörerraum 
räumen lassen.
(6) Entsteht im Gemeinderat störende Unruhe, so kann der Vorsitzende 
die Sitzung unterbrechen oder schließen.

§ 14
Niederschrift

(1) Über die Sitzungen des Gemeinderats fertigt der vom Bürgermeister 
bestimmte Schriftführer eine Niederschrift an. Die Niederschriften über 
öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen sind getrennt zu führen. Die 
Niederschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden 
Teilnehmer und die der abwesenden Mitglieder des Gemeinderats unter 
Angabe ihres Abwesenheitsgrundes sowie die behandelten Gegenstän-
de, die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis erkennen lassen. Je-
des Mitglied kann verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten wird, 
wie es abgestimmt hat; das gilt nicht bei geheimer Abstimmung.
(2) Werden vom Redner Schriftsätze verlesen, so sollen sie dem Schrift-
führer im Original oder in Abschrift für die Niederschrift zur Verfügung 
gestellt werden.
(3) Das Anfertigen von Tonaufzeichnungen einer Sitzung, auch von Tei-
len, ist nicht gestattet.
(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu un-
terschreiben und in der nächsten Sitzung durch Beschluss des Gemein-
derats zu genehmigen.

(2) Jedes Gemeinderatsmitglied darf zur Sache erst sprechen, wenn es 
sich zuvor zu Wort gemeldet und der Vorsitzende ihm dieses erteilt hat. 
Der Redner darf nur zu den zur Beratung anstehenden Angelegenheiten 
Stellung nehmen. Das Wort wird in der Reihenfolge der Wortmeldungen 
erteilt. Melden sich mehrere Gemeinderatsmitglieder gleichzeitig, so ent-
scheidet der Vorsitzende über die Reihenfolge. Dem Antragsteller ist auf 
Wunsch zum Schluss der Beratung nochmals das Wort zu erteilen.
(3) Zu einem Punkt der Tagesordnung soll der erste Redner einer Frakti-
on insgesamt nicht länger als 15 Minuten, jeder weitere Redner aus der 
gleichen Fraktion insgesamt nicht länger als 10 Minuten sprechen. Über-
schreitet ein Redner die ihm zustehende Redezeit, so kann ihm der Vorsit-
zende nach zweimaliger Ermahnung das Wort entziehen. Die Rededauer 
für Etatreden ist für den ersten Redner jeder Fraktion nicht beschränkt.
(4) Jedes Gemeinderatsmitglied ist berechtigt, nach Eröffnung der Aus-
sprache Zwischenfragen an den Redner zu stellen. Die Fragen sind 
möglichst kurz zu formulieren. Mit Zustimmung des Redners kann der 
Vorsitzende Zwischenfragen zulassen oder ablehnen. Dabei sollen im 
gleichen Zusammenhang nicht mehr als zwei Zwischenfragen zugelas-
sen werden.

§ 11
Anträge zur Geschäftsordnung

(1) Zur Geschäftsordnung können folgende Anträge gestellt werden, 
über die in der nachstehenden Reihenfolge abzustimmen ist:

1.
2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.
9.
10.
11.
12.

Änderung der Tagesordnung,
Übergang zum nächsten Punkt der Tagesordnung,
Schließung der Sitzung,
Unterbrechung der Sitzung,
Vertagung,
Verweisung an einen Ausschuss,
Schluss der Aussprache,
Schluss der Rednerliste,
Begrenzung der Zahl der Redner,
Begrenzung der Dauer der Redezeit,
Begrenzung der Aussprache,
zur Sache.

Über Anträge zur Geschäftsordnung beschließt der Gemeinderat so-
fort mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen (einfache 
Mehrheit). Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
(2) Anträge zur Geschäftsordnung können außer der Reihe gestellt wer-
den und gehen allen Anträgen vor. Sie bedürfen keiner Begründung. Bei 
ausdrücklichem Widerspruch ist vor der Abstimmung je ein Redner für 
und gegen den Antrag zu hören.
(3) Auf Anträge zur Geschäftsordnung muss der Vorsitzende das Wort 
unverzüglich außerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen erteilen, 
höchstens jedoch zweimal einem Redner zum selben Gegenstand. Die 
Ausführungen dürfen sich nur auf die geschäftsordnungsmäßige Behand-
lung des zur Verhandlung stehenden Gegenstandes beziehen. Bei Ver-
stößen soll dem Redner sofort das Wort entzogen werden. Die Redezeit 
beträgt höchstens drei Minuten. Wird ein Geschäftsordnungsantrag abge-
lehnt, so darf er zum gleichen Beratungspunkt nicht wiederholt werden.
(4) Ein Antrag auf Schluss der Rednerliste bzw. Schluss der Ausspra-
che kann nur von einem Gemeinderatsmitglied gestellt werden, das noch 
nicht zur Sache gesprochen hat. Der Vorsitzende hat vor der Abstim-
mung die Namen der Redner aus der Rednerliste zu verlesen, die noch 
nicht zu Wort gekommen sind, und sich davon zu überzeugen, dass jede 
Fraktion und jedes Gemeinderatsmitglied, das keiner Fraktion angehört, 
Gelegenheit hatte, ihre Argumente zum Beratungsgegenstand vorzutra-
gen; andernfalls ist hierzu die Möglichkeit einzuräumen.

§ 12
Abstimmungen (Beschlüsse und Wahlen)

(1) Über jeden Beratungsgegenstand ist gesondert abzustimmen.
(2) Bei mehreren Anträgen zu dem gleichen Gegenstand wird über den 
weitergehenden Antrag zuerst, über einen Gegenantrag oder einen An-
trag auf Abänderung vor dem ursprünglichen Antrag abgestimmt. Beste-
hen Zweifel darüber, welcher Antrag der weitergehende ist, so entschei-
det darüber der Vorsitzende.
(3) Vor der Abstimmung ist die endgültige Formulierung des Antrags zu 
verlesen, soweit sie sich nicht aus der Vorlage ergibt; das gilt nicht für 
Geschäftsordnungsanträge. Bei Beschlüssen stellt der Vorsitzende die 
Frage, über die abgestimmt werden soll, so dass sie mit Ja oder Nein 
beantwortet werden kann.
(4) Beschlüsse des Gemeinderats werden mit der Mehrheit der auf Ja 
oder Nein lautenden Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz eine 
andere Mehrheit vorgesehen ist; die zulässigen Stimmenthaltungen wer-
den dabei nicht berücksichtigt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag ab-
gelehnt. Bei Beschlüssen, die mit qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, 
hat der Vorsitzende durch ausdrückliche Erklärung festzustellen, dass 
diese qualifizierte Mehrheit dem Antrag oder der Vorlage zugestimmt hat.
(5) Die Beschlussfassung erfolgt grundsätzlich offen durch Handheben, 
erkennbare Zustimmung oder durch Erheben von den Sitzen. Für- und 
Gegenstimmen sowie Stimmenthaltungen sind zu zählen und die jeweili-
gen Zahlen im Protokoll festzuhalten.
(6) Geheim wird in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen abgestimmt 
oder wenn dies der Gemeinderat beschließt.
(7) Der Gemeinderat kann beschließen, namentlich abzustimmen. Bei 
namentlicher Abstimmung werden die stimmberechtigten Mitglieder des 
Gemeinderats vom Vorsitzenden einzeln aufgerufen.



Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld	 - 9 -
3. Beschlussfassung über die Bildung an Zweckverbänden, über den 

Abschluss von Zweckvereinbarungen, über die Mitgliedschaft in 
sonstigen juristischen Personen des öffentlichen und privaten Rech-
tes sowie über allgemeine Regelungen zur Benutzung öffentlicher 
Einrichtungen nach bürgerlichem Recht.

(4) Der Gemeinderat überträgt die in § 19 Abs. 2 dieser Geschäftsord-
nung genannten Angelegenheiten beschließenden Ausschüssen zur 
selbstständigen Erledigung.

§ 18
Ausschüsse des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat bildet für bestimmte Aufgabenbereiche die in § 19 
dieser Geschäftsordnung näher genannten vorberatenden und beschlie-
ßenden Ausschüsse.
(2) Die Ausschüsse bestehen aus dem Bürgermeister und den weiteren Aus-
schussmitgliedern. Der Bürgermeister kann einen Beigeordneten mit seiner 
Vertretung im Ausschuss beauftragen; dieser hat Stimmrecht im Ausschuss.
(3) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemeinderat 
dem Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien, Wählergruppen 
und Zusammenschlüssen Rechnung zu tragen; soweit Fraktionen beste-
hen, sind diese der Berechnung zu Grunde zu legen. Bei der Zusammen-
setzung der Ausschüsse bleibt die Zugehörigkeit des Bürgermeisters 
oder des ihn nach Absatz 2 Satz 2 vertretenen Beigeordneten zu einer 
Fraktion, Partei oder Wählergruppe unberücksichtigt.
(4) Die Ausschusssitze werden nach dem mathematischen Verhältnisver-
fahren nach Hare/Niemeyer verteilt.
Haben dabei mehrere Fraktionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusam-
menschlüsse den gleichen Anspruch auf einen Sitz, so entscheidet die 
höhere Stimmenzahl, die bei den Wahlen zum Gemeinderat erlangt wur-
de. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Der Losentscheid ist für 
jeden Ausschuss gesondert durchzuführen.
(5) Für den Fall, dass die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der Gemein-
deratsmitglieder übersteigt, kann jedes Gemeinderatsmitglied, das im 
Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem Ausschuss 
mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. In dem schriftlichen Antrag des 
Gemeinderatsmitglieds kann ein unverbindlicher Vorschlag zur Mitwir-
kung in einem bestimmten Ausschuss enthalten sein. Der Gemeinderat 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem 
Ausschuss dieses Gemeinderatsmitglied zugewiesen wird.
(6) Verändert sich während der Amtszeit das Stärkeverhältnis der Frak-
tionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusammenschlüsse im Gemein-
derat, so sind diese Änderungen nach vorstehendem Absatz 4 auszu-
gleichen. Scheidet ein Gemeinderatsmitglied aus der ihn entsendenden 
Fraktion, Partei, Wählergruppe oder dem Zusammenschluss aus, so ver-
liert es seinen Sitz im Ausschuss.
(7) Für jedes Ausschussmitglied wird für den Fall seiner Verhinderung ein 
Stellvertreter namentlich bestellt.
(8) Den Vorsitz aller Ausschüsse hat der Bürgermeister. Werden mehrere 
Stellvertreter gewählt, ist gleichzeitig deren Reihenfolge festzulegen. Der 
gewählte Vorsitzende kann aus seiner Funktion von dem jeweiligen Aus-
schuss abberufen werden.
Den Vorsitz im Hauptausschuss hat der Bürgermeister inne. Im Falle sei-
ner Verhinderung führt sein Stellvertreter, der Stimmrecht im Hauptaus-
schuss hat, den Vorsitz. Aus seiner Funktion als Vorsitzender des Haupt-
ausschusses kann der Bürgermeister nicht abberufen werden; gleiches 
gilt im Fall der Verhinderung des Bürgermeisters für seinen Stellvertreter.
(9) Die Sitzungen vorberatender Ausschüsse sind nicht öffentlich. Im 
Übrigen finden auf den Geschäftsgang der Ausschüsse die Bestimmun-
gen der §§ 1 bis 15 dieser Geschäftsordnung insbesondere zur Einberu-
fung, zur Teilnahmepflicht, zur Öffentlichkeit, zur Tagesordnung, zur Be-
schlussfähigkeit, zur persönlichen Beteiligung, zur Sitzungsleitung, zur 
Abstimmung und zur Niederschrift entsprechende Anwendung.
(10) Mitglieder des Gemeinderats, die einem Ausschuss nicht angehö-
ren, können auch an den nichtöffentlichen Sitzungen als Zuhörer teil-
nehmen. Dies gilt nicht bei persönlicher Beteiligung gemäß § 6 dieser 
Geschäftsordnung.

§ 19
Bildung der Ausschüsse

(1) Der Gemeinderat bildet folgende beschließenden Ausschüsse:

1. den Hauptausschuss, bestehend aus dem Bürgermeister und 6 
weiteren Gemeinderatsmitgliedern,

2. den Bauausschuss, bestehend aus dem Bürgermeister und 6 wei-
teren Gemeinderatsmitgliedern als beschließender Ausschuss.

3. den Ausschuss für Kultur, Sport, und Soziales, bestehend aus 
dem Bürgermeister und 6 weiteren Gemeinderatsmitgliedern.

(2) Diese Ausschüsse haben insbesondere folgende Aufgabenbereiche:

1. Hauptausschuss:
- Vorbereitung der Sitzung des Gemeinderats;
- Angelegenheiten der allgemeinen Verwaltung, einschließlich 

wichtiger Personalangelegenheiten;
- Koordination der Arbeit aller Ausschüsse;
- Angelegenheiten der Kultur- und Gemeinschaftspflege, der 

Erwachsenenbildung und Jugendpflege, der öffentlichen Ein-
richtungen, der Wirtschaftsförderung (einschließlich Angele-
genheiten des Fremdenverkehrs) ohne Finanz- und Bauangele-
genheiten.

(5) Die Mitglieder des Gemeinderats können jederzeit die Niederschrif-
ten einsehen und sich Abschriften der Niederschriften über öffentliche 
Sitzungen erteilen lassen. Die Einsicht in die Niederschriften über öffent-
liche Sitzungen bei der Gemeindeverwaltung steht allen Bürgern frei. Ab-
schriften von Niederschriften über öffentliche Sitzungen werden an alle 
Mitglieder des Gemeinderats übersandt.

§ 15
Behandlung der Beschlüsse

(1) Der Wortlaut der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse des 
Gemeinderats und der beschließenden Ausschüsse wird unverzüglich 
in ortsüblicher Weise öffentlich bekannt gemacht. Die in nichtöffentlicher 
Sitzung gefassten Beschlüsse sind in gleicher Weise bekannt zu ma-
chen, sobald die Gründe für die Geheimhaltung weggefallen sind. Die 
Entscheidung hierüber trifft der Gemeinderat.
(2) Hält der Bürgermeister eine Entscheidung des Gemeinderats oder 
eines Ausschusses für rechtswidrig, so hat er ihren Vollzug auszusetzen 
und sie in der nächsten Sitzung, die innerhalb eines Monats nach der 
Entscheidung stattfinden muss, gegenüber dem Gemeinderat oder dem 
Ausschuss zu beanstanden. Verbleibt der Gemeinderat oder der Aus-
schuss bei seiner Entscheidung, so hat der Bürgermeister unverzüglich 
die Rechtsaufsichtsbehörde zu unterrichten.

§ 16
Fraktionen

(1) Gemeinderatsmitglieder können sich zu Fraktionen zusammenschlie-
ßen. Eine Fraktion kann auch aus Mitgliedern mehrerer Parteien oder 
Wählergruppen gebildet werden. Die Fraktion muss mindestens aus drei 
Gemeinderatsmitgliedern bestehen und jedes Gemeinderatsmitglied 
darf nur einer Fraktion angehören.
(2) Der Zusammenschluss zu einer Fraktion, ihre Bezeichnung sowie 
deren Vorsitzender und sein Stellvertreter wie auch die Namen der Frak-
tionsmitglieder sind dem Bürgermeister schriftlich mitzuteilen, der hie-
rüber unverzüglich den Gemeinderat unterrichtet. Das Gleiche gilt für 
spätere Änderungen.

§ 17
Zuständigkeit des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat beschließt über die Aufgaben des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde, soweit er nicht die Beschlussfassung auf 
einen beschließenden Ausschuss übertragen hat oder der Bürgermeister 
zuständig ist.
(2) Für nachfolgend aufgeführte Angelegenheiten ist allein der Gemein-
derat zuständig:

1. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung 
die Gemeinde der Genehmigung oder sonstigen staatlichen Zustim-
mung bedarf;

2. der Erlass, die Änderung oder Aufhebung von Satzungen;
3. der Erlass oder die Änderung der Geschäftsordnung des Gemeinderats;
4. die Beschlussfassung über Gebiets- oder Bestandsänderungen der 

Gemeinde;
5. die Beschlussfassung über den Abschluss von Tarifverträgen;
6. die Ernennung zum Ehrenbürger und anderer Ehrungen der Gemeinde;
7. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtrags-

haushaltssatzungen, das Haushaltssicherungskonzept und die Ent-
scheidung über das Stellen eines Antrags nach § 87 Abs. 3 ThürKO 
(Übertragung von eigenen Aufgaben auf den Landkreis);

8. die Beschlussfassung über den Finanzplan nach § 62 ThürKO oder 
den mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan;

9. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse so-
wie die Beschlussfassung über die Entlastung;

10. die Beschlussfassung über die Festsetzung von Abgaben und pri-
vatrechtlichen Entgelten der Gemeinde oder solcher Unternehmen, 
an denen die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist;

11. die Entscheidung über die Gründung, Übernahme, Erweiterung oder 
Aufhebung von Unternehmen der Gemeinde und über die Beteili-
gung an Unternehmen;

12. die Beschlussfassung über die Bestellung und Abberufung des Lei-
ters des Rechnungsprüfungsamts, seines Stellvertreters und der 
Prüfung, die Erteilung besonderer Prüfungsaufträge an das Rech-
nungsprüfungsamt und die Bestellung des Abschlussprüfers;

13. die Veräußerung von Gemeindevermögen, soweit diese nicht nach 
Art und Umfang eine laufende Angelegenheit ist;

14. die Beschlussfassung über die Wirtschaftspläne, Sonderfällungen 
und periodischen Betriebspläne im Kommunalwald;

15. die Bestellung von Vertretern der Gemeinde in Aufsichts- und Ver-
waltungsräten sowie

16. sonstige Angelegenheiten, über die kraft Gesetzes der Gemeinderat 
entscheidet.

Diese Angelegenheiten können weder einem beschließendem Aus-
schuss noch dem Bürgermeister zur selbstständigen Erledigung über-
tragen werden.
(3) Der Gemeinderat behält sich darüber hinaus die Beschlussfassung 
über folgende Angelegenheiten vor:

1. allgemeine Festsetzung von Gebühren und Tarifen,
2. Entscheidung über Erwerb, Veräußerung und Verpfändung von Ver-

mögensgegenständen (insbesondere von Grundstücken), soweit sie 
nicht für den laufenden Geschäftsbetrieb bestimmt sind und nicht in 
die Zuständigkeit des Bürgermeisters (§ 20) fallen,
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- die Stundung von Zahlungsansprüchen bis zu einem Betrag von 

2.000,00 Euro auf die Dauer bis sieben bis zwölf Monaten; bis zu 
1.000,00 € auf die Dauer von bis zu sechs Monaten

6. Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

7. die Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu einer Höhe 
von 2.500,00 Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 
1.500,00 Euro jeweils im Einzelfall. Überplanmäßige und außerplan-
mäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind und 
die Deckung gewährleistet ist. Der Bürgermeister ist berechtigt, bis 
zu vorstehenden Grenzen Mittel, die durch anderweitige Einspa-
rungen zur Verfügung stehen, Mehreinnahmen und Mittel der De-
ckungsreserve in Anspruch zu nehmen;

8. die Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im 
Rahmen des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 500,00 Euro 
nicht übersteigen.

§ 21
Sprachform, Änderungen, Inkrafttreten und Außerkrafttreten

(1) Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten personenbezogenen 
Bezeichnungen gelten für alle Geschlechtsformen.
(2) Regelungen der Geschäftsordnung können im Rahmen der gesetzli-
chen Vorgaben durch Beschluss des Gemeinderats jederzeit geändert, 
aufgehoben oder ergänzt werden.
(3) Diese Geschäftsordnung tritt mit der Beschlussfassung durch 
den Gemeinderat in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 
26.06.2014 außer Kraft.

Berlingerode, den 18.06.2019
gez. Dr. Bertram
Bürgermeister

Brehme

Bekanntmachung der in der Sitzung des Gemeinderates 
Brehme am 23.05.2019 gefassten Beschlüsse:

TOP 3

Genehmigung der Niederschrift des öffentlichen Teils der Gemein-
deratssitzung vom 17.05.2018
Beschluss Nr.: 01/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Brehme genehmigt die Niederschrift 
des öffentlichen Teils der Dringlichkeitssitzung vom 20.12.2018.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen: �������������������������������������������������������������������������������������������  9
Nein-Stimmen: ���������������������������������������������������������������������������������������  0
Enthaltungen: ����������������������������������������������������������������������������������������  0

TOP 4

Beschluss Jahreshaushaltsrechnung 2018 - über- und außerplan-
mäßige Ausgaben
Beschluss Nr.: 02/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Soweit noch keine Einzelgenehmigung vorliegt, werden die über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben entsprechend der Anlage vom Gemeinde-
rat der Gemeinde Brehme zur Kenntnis genommen. Mit der Abdeckung 
der Mehrausgaben durch Mehreinnahmen bzw. Einsparungen besteht 
Einverständnis.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen: �������������������������������������������������������������������������������������������  9
Nein-Stimmen: ���������������������������������������������������������������������������������������  0
Enthaltungen: ����������������������������������������������������������������������������������������  0

TOP 5

Beschluss Jahreshaushaltsrechnung 2018 - Bildung Haushaltsreste
Beschluss Nr.: 03/2018
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Im Rahmen der Jahresrechnung 2018 wurden die in der Anlage aufge-
führten Haushaltreste gebildet.
Die Gemeinde Brehme nimmt die Bildung der Haushaltsreste, in dem in 
der Jahresrechnung 2018 enthaltenen Umfang zur Kenntnis.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen: �������������������������������������������������������������������������������������������  9
Nein-Stimmen: ���������������������������������������������������������������������������������������  0
Enthaltungen: ����������������������������������������������������������������������������������������  0

TOP 6

Beschluss Jahreshaushaltsrechnung 2018 - Feststellung des Jah-
resrechnungsergebnisses und Rechenschaftsbericht
Beschluss Nr.: 04/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Brehme stimmt dem Forstwirtschafts-
plan 2019 für den Kommunalwald der Gemeinde Brehme, erstellt vom 
Thüringer Forstamt Leinefelde, in der vorliegenden Fassung zu.

Soweit nicht der Bürgermeister gemäß § 20 dieser Geschäftsord-
nung zuständig ist, kann der Hauptausschuss im Rahmen der vor-
stehenden Aufgaben anstelle des Gemeinderats bis zu einem Ge-
genstandswert von 5.000,00 Euro gemäß § 26 Abs. 1 und Abs. 3 
ThürKO abschließend entscheiden.

2. Bauausschuss:
- Grundstücksangelegenheiten der Gemeinde
- Angelegenheiten des Bau-, Wohnungs- und Siedlungswesens, 

des Straßen-, Brücken- und Kanalbaus, der Ortsplanung, der 
Beschaffung von Baugelände, Straßengrundabtretungen;

- Erschließungsbeiträge und Kommunalabgaben;
- Belange des Kommunalwaldes und der Feldflur.
Der Grundstücks- und Bauausschuss beschließt endgültig über den 
Erwerb von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten sowie 
über An- und Verpachtungen mit einem jährlichen Entgelt von über 
5.000,00 Euro, soweit nicht der Bürgermeister nach § 20 dieser Ge-
schäftsordnung zuständig ist.

3. Ausschuss für Kultur, Sport und Soziales:
- Sportstätten, Jubiläen, Veranstaltungen, Kinder- und Jugendbe-

treuung sowie deren Einrichtungen im Ort, Seniorenbetreuung
(3) Soweit die vorstehenden Ausschüsse im Rahmen ihres dort genann-
ten Aufgabenbereichs nicht anstelle des Gemeinderats endgültig gemäß 
§ 26 Abs. 1 und 3 ThürKO beschließen und der Bürgermeister nicht nach 
§ 20 dieser Geschäftsordnung zuständig ist, werden diese Ausschüsse 
vorberatend tätig. In dieser vorberatenden Funktion sollen sie die ihnen 
übertragenen Gegenstände für die Beratung im Gemeinderat vorbereiten 
und dem Gemeinderat einen Beschlussvorschlag unterbreiten.
(4) Das Recht des Gemeinderats, die Entscheidung weiterer Angelegen-
heiten auf einen beschließenden Ausschuss zu übertragen, bleibt von 
den vorstehenden Regelungen unberührt.
(5) Der Gemeinderat kann Entscheidungen im Einzelfall gemäß § 26 Abs. 
3 Satz 2 ThürKO an sich ziehen und Beschlüsse eines Ausschusses auf-
heben oder ändern.

§ 20
Zuständigkeit des Bürgermeisters

(1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung, bestimmt die Ge-
schäftsverteilung und vollzieht die Beschlüsse des Gemeinderats und 
der Ausschüsse.
(2) Der Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit:

1. die laufenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der 
Gemeinde, die für die Gemeinde keine grundsätzliche Bedeutung 
haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen;

2. die Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises der Ge-
meinde (§ 3 ThürKO);

3. die Ernennung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Versetzung 
in den Ruhestand und Entlassung der Beamten des einfachen und 
mittleren Dienstes sowie Einstellung, Höhergruppierung, Versetzung 
und Entlassung aller Beschäftigten (Arbeiter und Angestellte), de-
ren Vergütungsgruppe mit den Beamten des einfachen und mittleren 
Dienstes vergleichbar ist.

4. die ihm im Einzelfall durch Beschluss des Gemeinderats mit dessen 
Zustimmung oder allgemein durch die Hauptsatzung zur selbststän-
digen Erledigung übertragenen Angelegenheiten.

(3) Laufende Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises (Absatz 2 
Nr. 1) sind alltägliche Verwaltungsgeschäfte der Gemeinde, die keine 
grundsätzliche Bedeutung haben und für den Vollzug des Gemeinde-
haushalts keine erhebliche Rolle spielen. Hierzu gehören insbesondere:

1. der Vollzug der Ortssatzungen;
2. die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen 

und Leistungen für den laufenden Betrieb (z. B. Ausgaben für die Be-
wirtschaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahrzeugen, 
Geschäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial für Anstal-
ten und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegenstände) im Ver-
waltungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen Ermächtigung;

3. der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs- und Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbaukosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
und öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuchrechtliche 
Erklärungen, Kündigungen, Rücktritte) bis zu einer Wertgrenze des 
Rechtsverhältnisses von 2.500,00 Euro, einmaliger oder jährlicher 
laufender Belastungen

4. der Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen 
oder Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der 
Streitwert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse;

5. des Weiteren
- die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro;
- der Erlass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro;
- die Stundung uneinbringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 

25.000,00 Euro;
- Abgaben und sonstiger öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher 

Forderungen bis zu einem Betrag von 500,00 Euro:
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TOP 6

Beschluss Erweiterung B-Plan Nr. 4 „Postweg“
Beschluss Nr.: 04/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Auf Grund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches in der zurzeit gültigen 
Fassung beschließt der Gemeinderat den Bebauungsplan Nr. 4 „Post-
weg“ mit gleichzeitiger 1. Berichtigung der bestehenden 2. Änderung des 
Flächennutzungsplanes nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB für diesen Be-
reich als Satzung.
Die Begründung wird gebilligt.
Die Verwaltung wird beauftragt, die Satzung bei den zuständigen Behör-
den anzuzeigen. Die Satzung ist dann ortsüblich bekannt zu machen. 
Dabei ist auch anzugeben, wo der Plan mit Begründung während der 
Dienststunden eingesehen werden und über den Inhalt Auskunft verlangt 
werden kann.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen: �������������������������������������������������������������������������������������������  6
Nein-Stimmen: ���������������������������������������������������������������������������������������  2
Enthaltungen: ����������������������������������������������������������������������������������������  1

Ferna, den 15.08.2019
gez. Oberkersch
Bürgermeister

Tastungen

Hauptsatzung
Aufgrund der §§ 19 Abs. 1 und 20 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und 
Landkreisordnung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. Au-
gust 1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10.Ap-
ril 2018 (GVBL. S. 74ff.) hat der Gemeinderat der Gemeinde Tastungen 
in der Sitzung am 26.06.2019 die folgende Hauptsatzung beschlossen:

§ 1
Name

(1) Die Gemeinde führt den Namen „Tastungen“.

§ 2
Gemeindewappen, Gemeindeflagge, Gemeindesiegel

(1) Das Gemeindewappen zeigt in Gold eine grüne Linde aus einer 
schwarzen Mauer wachsend, der Baum belegt mit einem silbernen 
Schild, darin ein schrägrechter Feuerhaken.
(2) Die Flagge der Gemeinde ist grün-weiß gespalten und trägt das Ge-
meindewappen.
(3) Das Dienstsiegel trägt die Umschrift im unteren Halbkreis „Gemeinde 
Tastungen“ und im oberen Halbkreis „Thüringen“ und zeigt im Abdruck, 
dass unter Absatz 1 beschriebene Wappen der Gemeinde.
(4) Eine Verwendung des Namens, des Wappens und der Flagge der 
Gemeinde ist nur mit Genehmigung des Gemeinderates oder des Bür-
germeisters zulässig.

§ 3
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

(1) Die Bürger können über Angelegenheiten des eigenen Wirkungskrei-
ses der Gemeinde die Durchführung eines Bürgerentscheids beantragen 
(Bürgerbegehren). Nach Zustandekommen des Bürgerbegehrens wird 
die Angelegenheit den Bürgern zur Entscheidung vorgelegt, sofern der 
Gemeinderat, sich das Anliegen nicht zu Eigen macht.
(2) Unter bestimmten Voraussetzungen kann der Gemeinderat den Bür-
gern eine Angelegenheit des eigenen Wirkungskreises der Gemeinde 
zur Entscheidung vorlegen (Ratsreferendum).
(3) Absatz 1 und 2 gelten für Bürgerentscheide in Ortsteilen einer Ge-
meinde und in Ortschaften einer Landgemeinde entsprechend.
(4) Der erfolgreiche Bürgerentscheid hat die Wirkung eines Gemeinde-
ratsbeschlusses der Gemeinde. In dem Ortsteil einer Gemeinde oder der 
Ortschaft einer Landgemeinde hat der erfolgreiche Bürgerentscheid die 
Wirkung eines Beschlusses des Ortsteilrates oder des Ortschaftsrates.
(5) Das Nähere zur Durchführung von Bürgerbegehren, Bürgerent-
scheid, Ratsbegehren und Ratsreferendum regelt das Thüringer Gesetz 
über das Verfahren bei Einwohnerantrag, Bürgerbegehren und Bürge-
rentscheid (ThürEBBG) in der jeweils geltenden Fassung.

§ 4
Einwohnerversammlung

(1) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwoh-
nerversammlung ein, um die Einwohner über wichtige Gemeindeangele-
genheiten, insbesondere über Planungen und Vorhaben der Gemeinde, 
die ihre strukturelle Entwicklung unmittelbar und nachhaltig beeinflussen 
oder über Angelegenheiten die mit erheblichen Auswirkungen für eine 
Vielzahl von Einwohnern verbunden sind, zu unterrichten und diese mit 
ihnen zu erörtern. Der Bürgermeister lädt spätestens eine Woche vor der 
Einwohnerversammlung unter Angabe von Ort, Zeit und Tagesordnung 
in ortsüblicher Weise öffentlich zur Einwohnerversammlung ein.
(2) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung. Er 
hat im Rahmen der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem Umfang 
Gelegenheit zur Äußerung zu geben.

Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen: �������������������������������������������������������������������������������������������  9
Nein-Stimmen: ���������������������������������������������������������������������������������������  0
Enthaltungen: ����������������������������������������������������������������������������������������  0

TOP 7

Beschluss - Haushaltssatzung und Haushaltsplan 2019
Beschluss Nr.: 05/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Die Gemeinde Brehme beschließt aufgrund des § 55 der Thüringer Kom-
munalordnung - ThürKO - in der Fassung der Neubekanntmachung vom 
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 
10.04.2018 (GVBl. S. 74), die Haushaltssatzung mit Haushaltsplan für 
das Haushaltsjahr 2019.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen: �������������������������������������������������������������������������������������������  8
Nein-Stimmen: ���������������������������������������������������������������������������������������  0
Enthaltungen: ����������������������������������������������������������������������������������������  1

Brehme, d. 31.07.2019
gez. Tasch
Bürgermeister

Ferna

Bekanntmachung der in der Sitzung des Gemeinderates 
Ferna am 26.03.2019 gefassten Beschlüsse:

TOP 3

Beschluss - Genehmigung der Niederschrift des öffentlichen Teils 
der Gemeinderatssitzung vom 17.12.2018
Beschluss Nr.: 01/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Der Gemeinderat der Gemeinde Ferna genehmigt die Niederschrift des 
öffentlichen Teils der Gemeinderatssitzung vom 17.12.2018.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen: �������������������������������������������������������������������������������������������  7
Nein-Stimmen: ���������������������������������������������������������������������������������������  0
Enthaltungen: ����������������������������������������������������������������������������������������  2

TOP 4

Beschluss Wahl der Schiedspersonen der Schiedstelle der Verwal-
tungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld
Beschluss Nr.: 02/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag

Wahlvorschlag: René Dörre
Andreas Willi Hoffmann

Ihr Einverständnis liegt vor.
Wahlergebnis:

gesetzliche Anzahl der Mitglieder:
davon anwesend:
abgegebene ungültige Stimmen:
abgegebene gültige Stimmen:
für Herrn René Dörre:
für Herrn Andreas Willi Hoffmann:

9
9
0
9
3
6

Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen: �������������������������������������������������������������������������������������������  9
Nein-Stimmen: ���������������������������������������������������������������������������������������  0
Enthaltungen: ����������������������������������������������������������������������������������������  0

TOP 5

Beschluss Änderung Flächennutzungsplan der Gemeinde Ferna
Beschluss Nr.: 03/2019
Abstimmung über den Beschlussvorschlag
Zum Entwurf des Satzungsbeschluss des Bebauungsplanes Nr. 4 „Post-
weg“ sowie zur 1. Berichtigung der 2. Änderung des Flächennutzungspla-
nes nach § 13a Abs. 2 Nr. 2 BauGB für diesen Bereich wurden während 
der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange die Stellungnahmen ein-
geholt. Während der Auslegungsfrist konnten von Jedermann Stellung-
nahmen zu dem Entwurf schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht 
werden.
Die während der öffentlichen Auslegung vorgebrachten Anregungen hat 
der Gemeinderat mit folgendem Ergebnis geprüft (s. Abwägung).
Die behandelten Bedenken und Anregungen wurden, wenn planungs-
relevant, in die überarbeitete Planzeichnung und Begründung übernom-
men.
Die Träger öffentlicher Belange, die Anregungen erhoben haben sind von 
diesem Ergebnis unter Angabe der Gründe in Kenntnis zu setzen.
Abstimmungsergebnis:
Ja-Stimmen: �������������������������������������������������������������������������������������������  6
Nein-Stimmen: ���������������������������������������������������������������������������������������  1
Enthaltungen: ����������������������������������������������������������������������������������������  2
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(2) Personen, die als Mitglieder des Gemeinderates, Ehrenbeamte, haupt-
amtliche Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 Jahre ihr Mandat oder 
Amt ausgeübt haben, können folgende Ehrenbezeichnungen erhalten:

-
-
-
-

Bürgermeister = Ehrenbürgermeister,
Beigeordneter = Ehrenbeigeordneter,
Gemeinderatsmitglied = Ehrengemeinderatsmitglied,
sonstige Ehrenbeamte = eine die ausgeübte ehrenamtliche Tätigkeit 
kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem Zusatz „Ehren-“.

Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt oder überwiegend aus-
geübten Funktion richten.
(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger vor-
teilhafter Weise zur Mehrung des Ansehens der Gemeinde beigetragen 
haben, können besonders geehrt werden. Der Gemeinderat kann dazu 
spezielle Richtlinien beschließen.
(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechts und der Ehrenbezeichnung 
soll in feierlicher Form in einer Sitzung des Gemeinderates unter Aus-
händigung einer Urkunde vorgenommen werden.
(5) Die Gemeinde kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeich-
nung wegen unwürdigen Verhaltens widerrufen.

§ 10
Entschädigungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder erhalten für ihre ehrenamtliche Mitwir-
kung bei den Beratungen und Entscheidungen des Gemeinderats und 
seiner Ausschüsse als Entschädigung nach Maßgabe der Thüringer Ent-
schädigungsverordnung ein Sitzungsgeld von 25,00 Euro für die notwen-
dige, nachgewiesene Teilnahme an Sitzungen des Gemeinderats oder 
eines Ausschusses, in dem sie Mitglied sind. Dabei dürfen nicht mehr als 
zwei Sitzungsgelder pro Tag gezahlt werden.
(2) Mitglieder des Gemeinderats, die Arbeiter oder Angestellte sind, 
haben außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienst-
ausfalls und der notwendigen Auslagen. Selbstständig Tätige erhalten 
eine Pauschalentschädigung von 20,00 Euro je volle Stunde für den 
Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis in ihrer beruflichen Tätigkeit 
entstanden ist. Sonstige Mitglieder des Gemeinderats, die nicht erwerbs-
tätig sind, jedoch einen Mehrpersonenhaushalt von mindestens drei Per-
sonen führen, erhalten eine Pauschalentschädigung von 10,00 Euro je 
volle Stunde. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden nur auf 
Antrag sowie für höchstens 8 Stunden pro Tag und auch nur bis 19.00 
Uhr gewährt.
(3) Für eine notwendige auswärtige Tätigkeit werden Reisekosten nach 
dem Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.
(4) Für ehrenamtlich Tätige, die nicht Mitglied des Gemeinderats sind, 
gelten die Regelungen hinsichtlich des Sitzungsgeldes, des Verdienst-
ausfalls bzw. der Pauschalentschädigung und der Reisekosten (Abs. 1, 2 
und 3) entsprechend.
Die Mitglieder des Wahlausschusses erhalten für die Teilnahme an den 
Sitzungen und die Mitglieder des Wahlvorstandes bei der Durchführung 
der Wahlen am Wahltag sowie erforderlichenfalls für den folgenden Tag 
eine pauschale Entschädigung, jedoch entsprechend den Gesetzen zur 
Europawahl, Bundestagswahl, Landtagswahl und Kommunalwahl in der 
jeweils gültigen Fassung.
Die pauschale Entschädigung beträgt:

Für Wahlvorsteher / Wahlleiter
Für stellv. Wahlvorsteher, Schriftführer und Beisitzer

25,00 Euro
20,00 Euro

(5) Die ehrenamtlichen Kommunalwahlbeamten erhalten nach Maßgabe 
der Verordnung über die Aufwandsentschädigung der ehrenamtlichen 
kommunalen Wahlbeamten auf Zeit die folgenden Aufwandsentschädi-
gungen:

der ehrenamtliche Bürgermeister
der ehrenamtliche Erste Beigeordnete

490,00 Euro / Monat,
120,00 Euro / Monat.

§ 11
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Die öffentliche Bekanntmachung von Satzungen der Gemeinde er-
folgt durch Veröffentlichung im „Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft 
Lindenberg/Eichsfeld“.
Auf den Urschriften der Satzungen sind die Form und der Tag der öffent-
lichen Bekanntmachung schriftlich zu vermerken.
(2) Kann wegen eines Naturereignisses oder anderer unabwendbarer 
Ereignisse eine Satzung nicht in der durch Absatz 1 festgelegten Form 
öffentlich bekannt gemacht werden, erfolgt in dringenden Fällen die öf-
fentliche Bekanntmachung der Satzung durch Aushang an folgenden 
Verkündungstafeln: 1. Bushaltestelle
Nach Wegfall des Hinderungsgrundes wird die öffentliche Bekanntma-
chung der Satzung unverzüglich in der nach Absatz 1 festgelegten Form 
nachgeholt; auf die Form der Bekanntmachung ist dabei hinzuweisen.
(3) Die ortsübliche öffentliche Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tages-
ordnung der Sitzungen des Gemeinderats oder der Ausschüsse erfolgt 
durch Aushang an folgenden Verkündungstafeln: 1. Bushaltestelle
Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen 
des Gemeinderats, der Ausschüsse ist mit dem Ablauf des ersten Tages 
des Aushangs an den Verkündungstafeln vollendet. Die entsprechenden 
Bekanntmachungen dürfen jedoch erst am Tag nach der jeweiligen Sit-
zung abgenommen werden.
(4) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentliche, amtliche oder orts-
übliche) Bekanntmachungen gilt Absatz 1 entsprechend, sofern nicht 
Bundes- oder Landesrecht etwas anderes bestimmt.

Soweit dies erforderlich ist, kann der Bürgermeister zum Zweck der um-
fassenden Unterrichtung Bedienstete der Verwaltungsgemeinschaft sowie 
Sachverständige hinzuziehen.
(3) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Gemeindeangelegen-
heiten, die nicht von der Tagesordnung der Einwohnerversammlung 
erfasst sind, bis spätestens zwei Tage vor der Einwohnerversammlung 
bei der Gemeinde einreichen. Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in 
der Einwohnerversammlung beantwortet werden. Ausnahmsweise kann 
der Bürgermeister Anfragen auch innerhalb einer Frist von drei Wochen 
schriftlich beantworten.

§ 5
Vorsitz im Gemeinderat

Den Vorsitz im Gemeinderat führt der Bürgermeister, im Fall seiner Ver-
hinderung sein Stellvertreter.

§ 6
Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister ist ehrenamtlich tätig.
(2) Der Gemeinderat überträgt dem Bürgermeister neben den in § 29 
ThürKO aufgeführten Aufgaben die folgenden weiteren Angelegenheiten 
zur selbstständigen Erledigung:

a) Vollzug der Ortssatzungen,
b) Die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen 

und Leistungen für den laufenden Betrieb (z.B. Ausgaben für die Be-
wirtschaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahrzeugen, 
Geschäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial für Anstal-
ten und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegenstände) im Ver-
waltungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen Ermächtigung,

c) Der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs-, Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbaukosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
und öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuch-rechtliche 
Erklärungen, Kündigungen, Wohnungen, Rücktritte) bis zu einer 
Wertgrenze des Rechtsverhältnisses von 2.500,00 Euro, einmaliger 
oder jährlicher laufender Belastungen

d) Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen oder 
Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der Streit-
wert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse,

e) die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro, der 
Erlass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro oder die Stundung un-
einbringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 25.000,00 Euro, Ab-
gaben und sonstiger öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher For-
derungen bis zu einem Betrag von 500,00 Euro sowie die Stundung 
von Zahlungsansprüchen bis zu einem Betrag von 2.000,00 Euro auf 
die Dauer von 7 - 12 Monaten, bis zu 1.000,00 Euro auf die Dauer 
von bis zu 6 Monaten.

f) Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

g) Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu Höhe von 2.500,00 
Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 1.500,00 Euro 
jeweils im Einzelfall.
Überplanmäßige und außerplanmäßige Ausgaben sind nur zulässig, 
wenn sie unabweisbar sind und die Deckung gewährleistet ist. Der 
Bürgermeister ist berechtigt, bis zu vorstehenden Grenzen Mittel, die 
durch anderweitige Einsparungen zur Verfügung stehen, Mehrein-
nahmen und Mittel der Deckungsreserve in Anspruch zu nehmen.

h) Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im Rah-
men des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 500,00 Euro nicht 
übersteigen.

§ 7
Beigeordnete

(1) Der Gemeinderat wählt eine/n ehrenamtliche(n) Beigeordnete(n).
(2) Der Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung durch den Beige-
ordneten vertreten.

§ 8
Ausschüsse

(1) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemeinderat dem 
Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien und Wählergruppen Re-
chung zu tragen, soweit Fraktionen bestehen, sind diese der Berechung 
zugrunde zu legen. Übersteigt die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der 
Gemeinderatsmitglieder, so kann jedes Gemeinderatsmitglied, das im 
Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem Ausschuss 
mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. Der Gemeinderat entscheidet 
mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem Ausschuss 
dieses Gemeinderatsmitglied zugewiesen wird.
(2) Die Besetzung von Ausschüssen und sonstigen Gremien erfolgt nach 
dem mathematischen Verhältnisverfahren Hare/Niemeyer.
(3) Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben der Ausschüsse regelt im 
Übrigen die Geschäftsordnung für den Gemeinderat.

§ 9
Ehrenbezeichnungen

(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Gemeinde und das 
Wohl ihrer Einwohner verdient gemacht haben, können zu Ehrenbürgern 
ernannt werden.



Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Lindenberg/Eichsfeld	 - 13 -

- Personalangelegenheiten mit Ausnahme von Wahlen;
- Grundstücksgeschäfte, die der Vertraulichkeit bedürfen, z. B. wegen 

der Erörterung der wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse ei-
nes Beteiligten;

- Auftragsvergaben, sofern schutzwürdige Belange der Bieter oder 
sonstiger Privatpersonen berührt werden, z. B. wenn die Leistungs-
fähigkeit und Zuverlässigkeit eines Anbieters erörtert werden;

- Verträge sowie Verhandlungen mit Dritten und sonstige Angelegen-
heiten, wenn jeweils eine vertrauliche Behandlung geboten erscheint;

- vertrauliche Abgabenangelegenheiten, die dem Steuergeheimnis (§ 
30 AO) unterliegen oder

- vertrauliche Sozialangelegenheiten, die dem Sozialgeheimnis (§ 35 
SGB I) unterliegen.

(3) Film-, Bild- und Tonaufzeichnungen bedürfen der Zustimmung des 
Gemeinderats. Einzelne Gemeinderatsmitglieder können verlangen, 
dass ihr Redebeitrag nicht aufgezeichnet wird. Für Tonaufzeichnungen 
als Hilfsmittel zum Anfertigen der Niederschrift wird auf § 14 Abs. 3 die-
ser Geschäftsordnung verwiesen.

§ 4
Tagesordnung

(1) Der Bürgermeister setzt im Benehmen mit dem Beigeordneten die 
Tagesordnung fest und bereitet die Beratungsgegenstände vor.
(2) In die Tagesordnung sind Anträge und Anfragen aufzunehmen, die 
dem Bürgermeister bis spätestens 14 Tage vor der Sitzung schriftlich von 
mindestens einem Viertel der Gemeinderatsmitglieder oder einer Frak-
tion vorgelegt werden. In die Tagesordnung aufzunehmende Anträge 
müssen schriftlich begründet werden und einen konkreten Beschlussvor-
schlag enthalten. Das Recht einer Fraktion oder von mindestens einem 
Viertel der Gemeinderatsmitglieder zur Aufnahme einer Angelegenheit 
in die Tagesordnung besteht nicht, wenn der Gemeinderat den gleichen 
Gegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits beraten hat, es 
sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich geändert hat.
(3) Die in Abs. 2 S. 1, 2 vorgesehene Schriftform kann durch die elekt-
ronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 ThürKO ersetzt werden.
(4) Die vom Bürgermeister festgesetzte Tagesordnung kann um weitere 
Gegenstände nur erweitert werden, wenn

1. diese in einer nichtöffentlichen Sitzung zu behandeln sind, alle Mit-
glieder und sonstige nach den Bestimmungen der Thüringer Kom-
munalordnung zu ladenden Personen anwesend und mit der Be-
handlung einverstanden sind oder

2. bei Dringlichkeit der Angelegenheit der Gemeinderat mit einer Mehr-
heit von zwei Dritteln seiner anwesenden Mitglieder die Behandlung 
eines Gegenstandes beschließt. Dringlich ist eine Angelegenheit, 
wenn deren Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Gemeinde auf-
geschoben werden kann.

(4) Der Gemeinderat kann durch Beschluss die Reihenfolge der Tages-
ordnungspunkte ändern, verwandte Punkte verbinden und Beratungs-
punkte von der Tagesordnung absetzen. Für die Behandlung dieser 
Anträge zur Geschäftsordnung gilt § 11 dieser Geschäftsordnung. Die 
einzelnen Punkte der Tagesordnung werden der Reihe nach aufgerufen 
und behandelt.

§ 5
Beschlussfähigkeit

(1) Beschlüsse des Gemeinderats werden in Sitzungen gefasst. Zu Be-
ginn der Sitzung stellt der Vorsitzende die Beschlussfähigkeit fest, indem 
er prüft, ob sämtliche Mitglieder und nach der Thüringer Kommunal-
ordnung zu ladende Personen ordnungsgemäß geladen sind und die 
Mehrheit der Mitglieder anwesend und stimmberechtigt ist. Wenn der 
Gemeinderat nicht ordnungsgemäß einberufen wurde, darf die Sitzung 
nicht stattfinden.
(2) Der Vorsitzende hat sich vor jeder Abstimmung davon zu überzeugen, 
dass der Gemeinderat beschlussfähig ist. Stellt er die Beschlussunfä-
higkeit fest, kann er die Sitzung unterbrechen oder schließen. Besteht 
die Beschlussunfähigkeit nur für den behandelten Gegenstand, geht der 
Vorsitzende zum nächsten Tagesordnungspunkt über.
(3) Wird der Gemeinderat nach Beschlussunfähigkeit wegen mangeln-
der Anwesenheit in der ersten Sitzung zum zweiten Mal zur Verhandlung 
über denselben Gegenstand zusammengerufen, so ist er ohne Rücksicht 
auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. Bei der zweiten Einladung 
muss auf diese Bestimmung hingewiesen werden.
(4) Ist die Hälfte oder mehr als die Hälfte der Mitglieder des Gemeinde-
rats von der Beratung und Abstimmung wegen persönlicher Beteiligung 
(§ 38 ThürKO) ausgeschlossen, so ist der Gemeinderat beschlussfähig, 
wenn mindestens ein Drittel der Mitglieder anwesend und stimmberech-
tigt ist. Andernfalls entscheidet der Bürgermeister nach Anhörung der 
nicht ausgeschlossenen anwesenden Gemeinderatsmitglieder anstelle 
des Gemeinderats.

§ 6
Persönliche Beteiligung

(1) Kann ein Beschluss einem Mitglied des Gemeinderats selbst oder 
seinem Ehegatten oder einem Verwandten oder Verschwägerten bis zum 
dritten Grad (§§ 1589, 1590 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder einer 
von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen natürlichen oder ju-
ristischen Person unmittelbar einen Vorteil oder Nachteil bringen, so darf 
es an der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen.

§ 12
Hauhaltswirtschaft

Die Haushaltswirtschaft der Gemeinde wird nach den Grundsätzen der 
Verwaltungsbuchführung geführt.

§ 13
Sprachform, In-Kraft-Treten

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwandten personenbezogenen Be-
zeichnungen gelten für Frauen in der weiblichen, für Männer in der männ-
lichen Sprachform.
(2) Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntma-
chung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 01.07.2009 und 
die 1. Änderungsatzung vom 01.01.2019 außer Kraft.

Tastungen, den 16.07.2019
gez. Nolte
Bürgermeister

Geschäftsordnung für den Gemeinderat und die 
Ausschüsse der Gemeinde Tastungen

Aufgrund des § 34 Abs. 1 der Thüringer Gemeinde- und Landkreisord-
nung (Thüringer Kommunalordnung - ThürKO) vom 16. August 1993 
(GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 28. Januar 
2003 (GVBl. S. 41), zuletzt geändert durch Gesetz vom 10. April 2018 
(GVBl. S. 74) hat der Gemeinderat der Gemeinde Tastungen in der Sit-
zung am 26.06.2019 folgende Geschäftsordnung beschlossen:

§ 1
Einberufung des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfor-
dert. Im Übrigen soll mindestens vierteljährlich eine Sitzung stattfinden.
(2) Der Gemeinderat ist unverzüglich einzuberufen, wenn mindestens ein 
Viertel der Gemeinderatsmitglieder es schriftlich unter Angabe des Bera-
tungsgegenstandes verlangt. Dies gilt nicht, wenn der Gemeinderat den 
gleichen Beratungsgegenstand innerhalb der letzten drei Monate bereits 
beraten hat, es sei denn, dass sich die Sach- oder Rechtslage wesentlich 
geändert hat.
(3) Der Bürgermeister lädt die Gemeinderatsmitglieder und die sonstigen 
nach den Bestimmungen der Thüringer Kommunalordnung zu ladenden 
Personen schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung ein. Zwischen 
dem Tag des Zugangs der Einladung und dem Tag der Sitzung müssen 
mindestens vier volle Kalendertage liegen. Der Einladung an die zu la-
denden Personen sollen die für die Beratung erforderlichen Unterlagen 
beigefügt werden, soweit nicht das öffentliche Wohl oder berechtigte In-
teressen Einzelner entgegenstehen.
(4) Die in Abs. 2 S. 1, Abs. 3 S. 1 vorgesehene Schriftform kann durch die 
elektronische Form nach Maßgabe des § 35 Abs. 7 ThürKO ersetzt werden.
(5) Sofern eine Entscheidung nicht ohne Nachteil für die Gemeinde auf-
geschoben werden kann (Dringlichkeit), kann die Einladungsfrist abge-
kürzt werden, jedoch muss die Einladung spätestens am zweiten Tag 
vor der Sitzung zugehen und einen Hinweis auf die Verkürzung der Frist 
enthalten. Die Dringlichkeit ist vom Gemeinderat vor Eintritt in die Tages-
ordnung festzustellen.
(6) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen sind spätestens am vierten 
Tag, bei Dringlichkeit am zweiten Tag vor der Sitzung, ortsüblich öffent-
lich bekannt zu machen. Für die Tagesordnung nichtöffentlicher Sitzun-
gen gilt dies nur insoweit, als dadurch der Zweck der Nichtöffentlichkeit 
nicht gefährdet wird.
(7) Eine Verletzung von Form oder Frist der Einladung eines Gemeinde-
ratsmitglieds oder einer sonstigen nach den Bestimmungen der Thürin-
ger Kommunalordnung zu ladenden Person gilt als geheilt, wenn das Ge-
meinderatsmitglied oder die zu ladende Person zu der Sitzung erscheint 
und den Mangel nicht geltend macht.

§ 2
Teilnahme an Sitzungen

(1) Die Gemeinderatsmitglieder sind zur Teilnahme an den Sitzungen des 
Gemeinderats und zur Übernahme der ihnen zugewiesenen Geschäfte 
verpflichtet. Gegen Gemeinderatsmitglieder, die sich dieser Verpflichtung 
ohne genügende Entschuldigung entziehen, kann der Gemeinderat ein 
Ordnungsgeld bis zu fünfhundert Euro im Einzelfall verhängen.
(2) Ein Gemeinderatsmitglied, das an einer Sitzung nicht oder nicht 
rechtzeitig teilnehmen kann oder die Sitzung vorzeitig verlassen will, 
muss dies dem Vorsitzenden unter Angabe des Entschuldigungsgrundes 
möglichst frühzeitig mitteilen. Die Mitteilung gilt in der Regel als Entschul-
digung und kann ausnahmsweise auch nachgereicht werden.
(3) Für jede Sitzung wird eine Anwesenheitsliste ausgelegt, in die sich 
jedes anwesende Gemeinderatsmitglied eigenhändig eintragen muss.
(4) Die Gemeinderatsmitglieder sind verpflichtet, über die ihnen bei Aus-
übung ihres Amtes bekannt gewordenen Angelegenheiten Verschwie-
genheit zu bewahren, soweit nicht diese Tatsachen offenkundig sind oder 
ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. Werden diese 
Verpflichtungen schuldhaft verletzt, kann der Gemeinderat im Einzelfall 
ein Ordnungsgeld bis zu zweitausendfünfhundert Euro verhängen.

§ 3
Öffentlichkeit der Sitzungen

(1) Die Sitzungen des Gemeinderats sind öffentlich, soweit nicht Rück-
sichten auf das Wohl der Allgemeinheit oder das berechtigte Interesse 
einzelner entgegenstehen. Über den Ausschluss der Öffentlichkeit wird 
in nichtöffentlicher Sitzung beraten und entschieden.
(2) In nichtöffentlicher Sitzung werden in der Regel behandelt:
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Sie sollen in der Sitzung beantwortet werden, wenn der Bürgermeister 
sich hierzu in der Lage sieht. Andernfalls werden sie in der nächsten 
Gemeinderatssitzung beantwortet, sofern der Anfragende nicht mit einer 
früheren schriftlichen Antwort einverstanden ist.

§ 10
Sitzungsleitung, Hausrecht, Redeordnung

(1) Als Gemeinderatsvorsitzender leitet der Bürgermeister die Sitzung, 
übt das Hausrecht aus und sorgt für die Aufrechterhaltung der Ordnung. 
Ist er verhindert, führt den Vorsitz im Gemeinderat sein Stellvertreter.
(2) Jedes Gemeinderatsmitglied darf zur Sache erst sprechen, wenn es 
sich zuvor zu Wort gemeldet und der Vorsitzende ihm dieses erteilt hat. 
Der Redner darf nur zu den zur Beratung anstehenden Angelegenheiten 
Stellung nehmen. Das Wort wird in der Reihenfolge der Wortmeldungen 
erteilt. Melden sich mehrere Gemeinderatsmitglieder gleichzeitig, so ent-
scheidet der Vorsitzende über die Reihenfolge. Dem Antragsteller ist auf 
Wunsch zum Schluss der Beratung nochmals das Wort zu erteilen.
(3) Zu einem Punkt der Tagesordnung soll der erste Redner einer Frakti-
on insgesamt nicht länger als 15 Minuten, jeder weitere Redner aus der 
gleichen Fraktion insgesamt nicht länger als 10 Minuten sprechen. Über-
schreitet ein Redner die ihm zustehende Redezeit, so kann ihm der Vorsit-
zende nach zweimaliger Ermahnung das Wort entziehen. Die Rededauer 
für Etatreden ist für den ersten Redner jeder Fraktion nicht beschränkt.
(4) Jedes Gemeinderatsmitglied ist berechtigt, nach Eröffnung der Aus-
sprache Zwischenfragen an den Redner zu stellen. Die Fragen sind 
möglichst kurz zu formulieren. Mit Zustimmung des Redners kann der 
Vorsitzende Zwischenfragen zulassen oder ablehnen. Dabei sollen im 
gleichen Zusammenhang nicht mehr als zwei Zwischenfragen zugelas-
sen werden.

§ 11
Anträge zur Geschäftsordnung

(1) Zur Geschäftsordnung können folgende Anträge gestellt werden, 
über die in der nachstehenden Reihenfolge abzustimmen ist:

1.
2.
3.
4.
5.
6.
7.
8.
9.
10.
11.
12.

Änderung der Tagesordnung,
Übergang zum nächsten Punkt der Tagesordnung,
Schließung der Sitzung,
Unterbrechung der Sitzung,
Vertagung,
Verweisung an einen Ausschuss,
Schluss der Aussprache,
Schluss der Rednerliste,
Begrenzung der Zahl der Redner,
Begrenzung der Dauer der Redezeit,
Begrenzung der Aussprache,
zur Sache.

Über Anträge zur Geschäftsordnung beschließt der Gemeinderat so-
fort mit der Mehrheit der auf Ja oder Nein lautenden Stimmen (einfache 
Mehrheit). Bei Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt.
(2) Anträge zur Geschäftsordnung können außer der Reihe gestellt wer-
den und gehen allen Anträgen vor. Sie bedürfen keiner Begründung. Bei 
ausdrücklichem Widerspruch ist vor der Abstimmung je ein Redner für 
und gegen den Antrag zu hören.
(3) Auf Anträge zur Geschäftsordnung muss der Vorsitzende das Wort 
unverzüglich außerhalb der Reihenfolge der Wortmeldungen erteilen, 
höchstens jedoch zweimal einem Redner zum selben Gegenstand. Die 
Ausführungen dürfen sich nur auf die geschäftsordnungsmäßige Behand-
lung des zur Verhandlung stehenden Gegenstandes beziehen. Bei Ver-
stößen soll dem Redner sofort das Wort entzogen werden. Die Redezeit 
beträgt höchstens drei Minuten. Wird ein Geschäftsordnungsantrag abge-
lehnt, so darf er zum gleichen Beratungspunkt nicht wiederholt werden.
(4) Ein Antrag auf Schluss der Rednerliste bzw. Schluss der Ausspra-
che kann nur von einem Gemeinderatsmitglied gestellt werden, das noch 
nicht zur Sache gesprochen hat. Der Vorsitzende hat vor der Abstim-
mung die Namen der Redner aus der Rednerliste zu verlesen, die noch 
nicht zu Wort gekommen sind, und sich davon zu überzeugen, dass jede 
Fraktion und jedes Gemeinderatsmitglied, das keiner Fraktion angehört, 
Gelegenheit hatte, ihre Argumente zum Beratungsgegenstand vorzutra-
gen; andernfalls ist hierzu die Möglichkeit einzuräumen.

§ 12
Abstimmungen (Beschlüsse und Wahlen)

(1) Über jeden Beratungsgegenstand ist gesondert abzustimmen.
(2) Bei mehreren Anträgen zu dem gleichen Gegenstand wird über den 
weitergehenden Antrag zuerst, über einen Gegenantrag oder einen An-
trag auf Abänderung vor dem ursprünglichen Antrag abgestimmt. Beste-
hen Zweifel darüber, welcher Antrag der weitergehende ist, so entschei-
det darüber der Vorsitzende.
(3) Vor der Abstimmung ist die endgültige Formulierung des Antrags zu 
verlesen, soweit sie sich nicht aus der Vorlage ergibt; das gilt nicht für 
Geschäftsordnungsanträge. Bei Beschlüssen stellt der Vorsitzende die 
Frage, über die abgestimmt werden soll, so dass sie mit Ja oder Nein 
beantwortet werden kann.
(4) Beschlüsse des Gemeinderats werden mit der Mehrheit der auf Ja 
oder Nein lautenden Stimmen gefasst, soweit nicht durch Gesetz eine 
andere Mehrheit vorgesehen ist; die zulässigen Stimmenthaltungen wer-
den dabei nicht berücksichtigt. Bei Stimmengleichheit ist der Antrag ab-
gelehnt. Bei Beschlüssen, die mit qualifizierter Mehrheit zu fassen sind, 
hat der Vorsitzende durch ausdrückliche Erklärung festzustellen, dass 
diese qualifizierte Mehrheit dem Antrag oder der Vorlage zugestimmt hat.

Dies gilt nicht, wenn das Mitglied an der Entscheidung der Angelegen-
heit lediglich als Angehöriger einer Berufs- oder Bevölkerungsgruppe 
beteiligt ist, deren gemeinsame Interessen durch die Angelegenheit be-
rührt werden. Als unmittelbar gilt nur derjenige Vorteil oder Nachteil, der 
sich direkt aus der Entscheidung ergibt, ohne dass weitere Ereignisse 
eintreten oder Maßnahmen getroffen werden müssen, die über die Aus-
führung von Beschlüssen hinausgehen. Bei nichtöffentlicher Sitzung hat 
das Mitglied den Sitzungsraum zu verlassen, bei öffentlichen Sitzungen 
darf es sich in dem für die Zuhörer bestimmten Teil des Sitzungsrau-
mes aufhalten. Gleiches gilt, wenn ein Mitglied in anderer als öffentli-
cher Eigenschaft ein Gutachten abgegeben hat. Die Nichtmitwirkung ist 
in der Niederschrift zu vermerken. Der Betroffene kann verlangen, dass 
die Gründe für die Nichtmitwirkung in die Niederschrift aufgenommen 
werden. Die Sätze 1 bis 7 gelten entsprechend für Beigeordnete und 
sonstige nach den Bestimmungen der Thüringer Kommunalordnung zu 
ladende Personen.
(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten nicht für Wahlen.
(3) Muss der Betroffene annehmen, wegen persönlicher Beteiligung an 
der Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen zu dürfen, so hat er die 
Tatsachen, die seine persönliche Beteiligung begründen können, vor 
Beginn der Beratung des betreffenden Tagesordnungs-punktes unauf-
gefordert dem Gemeinderat zu offenbaren. Die Entscheidung über den 
Ausschluss von der Beratung und Abstimmung trifft der Gemeinderat in 
nichtöffentlicher Sitzung in Abwesenheit des Betroffenen.
(4) Ein Beschluss ist nur dann unwirksam, wenn ein Mitglied des Ge-
meinderats oder ein hauptamtlicher Beigeordneter zu Unrecht von der 
Beratung oder Abstimmung ausgeschlossen worden ist oder ein per-
sönlich Beteiligter an der Abstimmung teilgenommen hat und nicht 
auszuschließen ist, dass seine Teilnahme an der Abstimmung für das 
Abstimmungsergebnis entscheidend war. Der Beschluss gilt jedoch als 
von Anfang an wirksam, wenn die in Satz 1 genannte Verletzung der 
Bestimmungen über die persönliche Beteiligung nicht innerhalb von drei 
Monaten nach der Beschlussfassung unter Bezeichnung der Tatsachen, 
die eine solche Verletzung begründen können, gegenüber der Gemeinde 
geltend gemacht worden ist. Bei Satzungsbeschlüssen und Beschlüssen 
über Flächennutzungspläne gilt § 21 Abs. 4 bis 6 ThürKO.

§ 7
Vorlagen

(1) Beschlussvorlagen sind schriftliche Sachverhaltsdarstellungen (Er-
läuterungen) mit einem Beschlussvorschlag, die vom Bürgermeister zur 
Beratung und Beschlussfassung an den Gemeinderat gerichtet werden 
sollen. Berichtsvorlagen sind dagegen reine Informationsmitteilungen.
(2) Der Bürgermeister kann bestimmen, dass für ihn ein Beigeordneter 
oder ein Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft Vorlagen in der Ge-
meinderatssitzung erläutert. Der Gemeinderat kann durch Beschluss 
Vorlagen zur Behandlung an Ausschüsse verweisen oder ihre Behand-
lung vertagen.

§ 8
Anträge

(1) Anträge sind nur zulässig, wenn der Gemeinderat für den Gegen-
stand der Beschlussfassung zuständig ist, anderenfalls sind sie ohne 
Sachdebatte vom Gemeinderat als unzulässig zurückzuweisen. Antrags-
berechtigt sind jede Fraktion, der Bürgermeister und jedes gewählte 
Gemeinderatsmitglied. Von mehreren Gemeinderatsmitgliedern und / 
oder mehreren Fraktionen können gemeinsame Anträge gestellt werden. 
Jeder Antrag soll vom Antragsteller vorgetragen und begründet werden.
(2) Anträge, die vom Gemeinderat abgelehnt worden sind, können von 
demselben Antragsteller / derselben antragstellenden Fraktion frühes-
tens drei Monate nach der Ablehnung wieder eingebracht werden. Sie 
sind allerdings zulässig, wenn begründet dargelegt wird, dass die ent-
scheidungserheblichen Tatsachen sich verändert haben.
(3) Änderungsanträge zu Tagesordnungspunkten können bis zur Eröff-
nung der Aussprache über den Beratungsgegenstand gestellt werden. 
Der Antrag muss begründet sein und einen konkreten Beschlussvor-
schlag enthalten.

§ 9
Anfragen

(1) Anfragen in Selbstverwaltungsangelegenheiten können von den Frak-
tionen und auch von einzelnen Gemeinderatsmitgliedern an den Bürger-
meister gerichtet werden und sollen mindestens fünf Arbeitstage vor der 
Sitzung dem Bürgermeister schriftlich vorliegen; der Sitzungstag wird bei 
der Berechnung der Frist nicht mitgerechnet. Das Fragerecht erstreckt 
sich nicht auf den Zuständigkeitsbereich des Bürgermeisters.
(2) Ein Fraktionsmitglied (bei Anfragen einer Fraktion) bzw. das anfra-
gende Gemeinderatsmitglied kann die Anfrage in der Sitzung vorlesen 
und begründen.
(3) Anfragen werden vom Bürgermeister, einem von ihm beauftragten 
Beigeordneten oder einem Mitarbeiter der Verwaltungsgemeinschaft 
beantwortet. Der Anfragende hat nach der Beantwortung das Recht, 
zusätzlich maximal zwei Zusatzfragen zur Sache zu stellen, die nach 
Möglichkeit in der Sitzung zu beantworten sind. Ist dies nicht möglich, 
so hat der Bürgermeister dem Fragesteller innerhalb eines Monats eine 
schriftliche Antwort zu erteilen. Eine Aussprache über die Anfrage findet 
nicht statt.
(4) Erst in der Sitzung gestellte Anfragen können nur dann zugelassen 
werden, wenn der Gemeinderat die Dringlichkeit mit zwei Dritteln seiner 
anwesenden Mitglieder beschließt.
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(2) Werden vom Redner Schriftsätze verlesen, so sollen sie dem Schrift-
führer im Original oder in Abschrift für die Niederschrift zur Verfügung 
gestellt werden.
(3) Als Hilfsmittel zum Anfertigen der Niederschrift können Tonaufzeich-
nungen gefertigt werden. Die Tonträger sind bis zur Genehmigung der 
Niederschrift aufzubewahren, dürfen Außenstehenden nicht zugänglich 
gemacht werden und sind nach Genehmigung der Niederschrift durch 
den Gemeinderat alsbald zu löschen. Für archivarische Zwecke dürfen 
Tonaufzeichnungen nur mit ausdrücklicher Billigung des Gemeinderats 
aufbewahrt werden.
(4) Die Niederschrift ist vom Vorsitzenden und vom Schriftführer zu un-
terschreiben und in der nächsten Sitzung durch Beschluss des Gemein-
derats zu genehmigen.
(5) Die Mitglieder des Gemeinderats können jederzeit die Niederschrif-
ten einsehen und sich Abschriften der Niederschriften über öffentliche 
Sitzungen erteilen lassen. Die Einsicht in die Niederschriften über öffent-
liche Sitzungen bei der Gemeindeverwaltung steht allen Bürgern frei. Ab-
schriften von Niederschriften über öffentliche Sitzungen werden an alle 
Mitglieder des Gemeinderats übersandt.

§ 15
Behandlung der Beschlüsse

(1) Der Wortlaut der in öffentlicher Sitzung gefassten Beschlüsse des Ge-
meinderats und der Ausschüsse wird unverzüglich in ortsüblicher Weise 
öffentlich bekannt gemacht. Die in nichtöffentlicher Sitzung gefassten Be-
schlüsse sind in gleicher Weise bekannt zu machen, sobald die Gründe 
für die Geheimhaltung weggefallen sind. Die Entscheidung hierüber trifft 
der Gemeinderat.
(2) Hält der Bürgermeister eine Entscheidung des Gemeinderats oder 
eines Ausschusses für rechtswidrig, so hat er ihren Vollzug auszusetzen 
und sie in der nächsten Sitzung, die innerhalb eines Monats nach der 
Entscheidung stattfinden muss, gegenüber dem Gemeinderat oder dem 
Ausschuss zu beanstanden. Verbleibt der Gemeinderat oder der Aus-
schuss bei seiner Entscheidung, so hat der Bürgermeister unverzüglich 
die Rechtsaufsichtsbehörde zu unterrichten.

§ 16
Fraktionen

(1) Gemeinderatsmitglieder können sich zu Fraktionen zusammenschlie-
ßen. Eine Fraktion kann auch aus Mitgliedern mehrerer Parteien oder 
Wählergruppen gebildet werden. Die Fraktion muss mindestens aus zwei 
Gemeinderatsmitgliedern bestehen und jedes Gemeinderatsmitglied 
darf nur einer Fraktion angehören.
(2) Der Zusammenschluss zu einer Fraktion, ihre Bezeichnung sowie 
deren Vorsitzender und sein Stellvertreter wie auch die Namen der Frak-
tionsmitglieder sind dem Bürgermeister schriftlich mitzuteilen, der hie-
rüber unverzüglich den Gemeinderat unterrichtet. Das Gleiche gilt für 
spätere Änderungen.

§ 17
Zuständigkeit des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat beschließt über die Aufgaben des eigenen Wir-
kungskreises der Gemeinde, soweit er nicht die Beschlussfassung auf 
einen beschließenden Ausschuss übertragen hat oder der Bürgermeister 
zuständig ist.
(2) Für nachfolgend aufgeführte Angelegenheiten ist allein der Gemein-
derat zuständig:

1. die Beschlussfassung über Angelegenheiten, zu deren Erledigung 
die Gemeinde der Genehmigung oder sonstigen staatlichen Zustim-
mung bedarf;

2. der Erlass, die Änderung oder Aufhebung von Satzungen;
3. der Erlass oder die Änderung der Geschäftsordnung des Gemeinderats;
4. die Beschlussfassung über Gebiets- oder Bestandsänderungen der 

Gemeinde;
5. die Beschlussfassung über den Abschluss von Tarifverträgen;
6. die Ernennung zum Ehrenbürger und anderer Ehrungen der Gemeinde;
7. die Beschlussfassung über die Haushaltssatzung, die Nachtrags-

haushaltssatzungen, das Haushaltssicherungskonzept und die Ent-
scheidung über das Stellen eines Antrags nach § 87 Abs. 3 ThürKO 
(Übertragung von eigenen Aufgaben auf den Landkreis);

8. die Beschlussfassung über den Finanzplan nach § 62 ThürKO oder 
den mittelfristigen Ergebnis- und Finanzplan;

9. die Feststellung der Jahresrechnung und der Jahresabschlüsse so-
wie die Beschlussfassung über die Entlastung;

10. die Beschlussfassung über die Festsetzung von Abgaben und pri-
vatrechtlichen Entgelten der Gemeinde oder solcher Unternehmen, 
an denen die Gemeinde mit mehr als 50 vom Hundert beteiligt ist;

11. die Entscheidung über die Gründung, Übernahme, Erweiterung oder 
Aufhebung von Unternehmen der Gemeinde und über die Beteili-
gung an Unternehmen;

12. die Beschlussfassung über die Bestellung und Abberufung des Lei-
ters des Rechnungsprüfungsamts, seines Stellvertreters und der 
Prüfung, die Erteilung besonderer Prüfungsaufträge an das Rech-
nungsprüfungsamt und die Bestellung des Abschlussprüfers;

13. die Veräußerung von Gemeindevermögen, soweit diese nicht nach 
Art und Umfang eine laufende Angelegenheit ist;

(5) Die Beschlussfassung erfolgt grundsätzlich offen durch Handheben, 
erkennbare Zustimmung oder durch Erheben von den Sitzen. Für- und 
Gegenstimmen sowie Stimmenthaltungen sind zu zählen und die jeweili-
gen Zahlen im Protokoll festzuhalten.
(6) Geheim wird in den gesetzlich vorgeschriebenen Fällen abgestimmt 
oder wenn dies der Gemeinderat beschließt.
(7) Der Gemeinderat kann beschließen, namentlich abzustimmen. Bei 
namentlicher Abstimmung werden die stimmberechtigten Mitglieder des 
Gemeinderats vom Vorsitzenden einzeln aufgerufen.
(8) Bei geheimer Beschlussfassung und Wahlen durch Stimmzettel sind 
Stimmzettel ungültig, wenn sie leer sind, Zusätze enthalten oder den 
Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lassen. Die 
Stimmzettel werden von je einem Gemeinderatsmitglied der Fraktionen 
ausgezählt, die das Ergebnis dem Vorsitzenden mitteilen.
(9) Wahlen werden in geheimer Abstimmung durchgeführt. Es können 
nur solche Personen gewählt werden, die dem Gemeinderat vor der 
Wahl vorgeschlagen worden sind. Gewählt ist, wer mehr als die Hälf-
te der Stimmen der anwesenden Stimmberechtigten erhalten hat. Wird 
eine solche Mehrheit bei der Wahl nicht erreicht, findet zwischen den 
beiden Bewerbern mit den höchsten Stimmzahlen eine Stichwahl statt, 
bei der gewählt ist, wer die Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhält. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Ist die Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen ungültig, so ist die Stichwahl zu wiederholen. Der 
Gemeinderat kann nach jedem erfolglosen Wahlgang beschließen, die 
Wahl abzubrechen und in derselben oder einer weiteren Sitzung eine 
erneute Wahl durchzuführen. Neue Bewerber können nur zu einer Wahl 
in einer weiteren Sitzung vorgeschlagen werden. Steht nur ein Bewerber 
zur Wahl, findet bei Nichterreichen der Mehrheit der Stimmen der an-
wesenden Stimmberechtigten im ersten Wahlgang ein zweiter Wahlgang 
statt, in dem der Bewerber gewählt ist, wenn er mehr als die Hälfte der 
abgegebenen gültigen Stimmen erhalten hat.
(10) Sind mehrere gleichartige unbesoldete Stellen zu besetzen, kön-
nen die Wahlen in einem Wahlvorgang durchgeführt werden, indem alle 
Bewerber auf einem Stimmzettel erfasst werden und je zu besetzende 
Stelle eine Stimme vergeben werden kann. Ungültig sind Stimmen hin-
sichtlich der betreffenden Person, wenn der Stimmzettel gegenüber die-
ser Person einen Zusatz oder Vorbehalt enthält oder der Stimmzettel den 
Willen des Stimmberechtigten nicht zweifelsfrei erkennen lässt. Gewählt 
sind die Bewerber in der Reihenfolge der Zahl der gültigen Stimmen. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die Stellen von ehrenamtlichen 
Beigeordneten sind keine gleichartigen Stellen im Sinne des Satzes 1.
(11) Die Bestimmungen der Absätze 9 und 10 gelten für alle Entschei-
dungen des Gemeinderats, die in der Thüringer Kommunalordnung oder 
in anderen Rechtsvorschriften als Wahlen bezeichnet werden, soweit 
diese Regelungen keine abweichenden Anforderungen enthalten.
(12) Der Vorsitzende stellt das Ergebnis der Abstimmung fest und gibt 
es anschließend bekannt. Die Richtigkeit des Abstimmungsergebnisses 
kann nur sofort nach der Verkündung beanstandet werden. Bei rechtzei-
tiger Beanstandung muss die Abstimmung unverzüglich wiederholt wer-
den, wenn dies der Gemeinderat beschließt.

§ 13
Verletzung der Ordnung

(1) Wer in der Aussprache von der Sache abschweift, kann vom Vorsit-
zenden ermahnt und im Wiederholungsfalle zur Ordnung gerufen werden.
(2) Wer sich ungebührlicher oder beleidigender Äußerungen bedient, 
ist vom Vorsitzenden zur Ordnung zu rufen. Eine Aussprache über die 
Berechtigung, „zur Ordnung“ zu rufen, ist unzulässig. Auf Antrag ist in 
der nächsten Sitzung ohne Aussprache darüber abzustimmen, ob der 
Gemeinderat den Ordnungsruf für gerechtfertigt hält.
(3) Beim dritten Ordnungsruf in einer Sitzung kann der Vorsitzende dem 
Redner das Wort entziehen. Einem Redner, dem das Wort entzogen wur-
de, darf es zu diesem Beratungsgegenstand nicht wieder erteilt werden.
(4) Bei fortgesetzter erheblicher Störung der Ordnung kann der Vorsit-
zende ein Gemeinderatsmitglied mit Zustimmung des Gemeinderats von 
der laufenden Sitzung ausschließen. Dem Ausschluss soll ein dreima-
liger Ordnungsruf vorausgehen. Das Gemeinderatsmitglied soll beim 
dritten Ordnungsruf auf die Möglichkeit des Ausschlusses hingewiesen 
werden. Wird durch ein bereits von einer früheren Sitzung ausgeschlos-
senes Gemeinderatsmitglied die Ordnung innerhalb von zwei Monaten 
neuerlich erheblich gestört, so kann ihm der Gemeinderat für zwei weite-
re Sitzungen die Teilnahme untersagen. Die entsprechenden Beschlüsse 
sind dem Gemeinderatsmitglied schriftlich mitzuteilen.
(5) Werden die Sitzungen durch Zuhörer gestört, kann der Vorsitzende 
diese ausschließen, die Sitzung unterbrechen oder den Zuhörerraum 
räumen lassen.
(6) Entsteht im Gemeinderat störende Unruhe, so kann der Vorsitzende 
die Sitzung unterbrechen oder schließen.

§ 14
Niederschrift

(1) Über die Sitzungen des Gemeinderats fertigt der vom Bürgermeister 
bestimmte Schriftführer eine Niederschrift an. Die Niederschriften über 
öffentliche und nichtöffentliche Sitzungen sind getrennt zu führen. Die 
Niederschrift muss Tag und Ort der Sitzung, die Namen der anwesenden 
Teilnehmer und die der abwesenden Mitglieder des Gemeinderats unter 
Angabe ihres Abwesenheitsgrundes sowie die behandelten Gegenstän-
de, die Beschlüsse und das Abstimmungsergebnis erkennen lassen. Je-
des Mitglied kann verlangen, dass in der Niederschrift festgehalten wird, 
wie es abgestimmt hat; das gilt nicht bei geheimer Abstimmung.
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1. die laufenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises der 
Gemeinde, die für die Gemeinde keine grundsätzliche Bedeutung 
haben und keine erheblichen Verpflichtungen erwarten lassen;

2. die Angelegenheiten des übertragenen Wirkungskreises der Ge-
meinde (§ 3 ThürKO);

3. alle personalrechtlichen Entscheidungen, für die es der Zustimmung 
des Gemeinderats bedarf. Hierzu zählen insbesondere die Ernen-
nung, Beförderung, Abordnung, Versetzung, Versetzung in den Ru-
hestand und Entlassung der Beamten des einfachen und mittleren 
Dienstes sowie Einstellung, Höhergruppierung, Versetzung und Ent-
lassung aller Beschäftigten (Arbeiter und Angestellte), deren Vergü-
tungsgruppe mit den Beamten des einfachen und mittleren Dienstes 
vergleichbar ist.

4. die ihm im Einzelfall durch Beschluss des Gemeinderats mit dessen 
Zustimmung oder allgemein durch die Hauptsatzung zur selbststän-
digen Erledigung übertragenen Angelegenheiten.

(3) Laufende Angelegenheiten des eigenen Wirkungskreises (Absatz 2 
Nr. 1) sind alltägliche Verwaltungsgeschäfte der Gemeinde, die keine 
grundsätzliche Bedeutung haben und für den Vollzug des Gemeinde-
haushalts keine erhebliche Rolle spielen. Hierzu gehören insbesondere:

1. der Vollzug der Ortssatzungen;
2. die Vergabe von Aufträgen für ständig wiederkehrende Lieferungen 

und Leistungen für den laufenden Betrieb (z. B. Ausgaben für die 
Bewirtschaftung der Grundstücke und für den Unterhalt von Fahr-
zeugen, Geschäftsausgaben für die Verwaltung, Verbrauchsmaterial 
für Anstalten und Einrichtungen, Geräte und Ausstattungsgegen-
stände) im Verwaltungshaushalt bis zur Höhe der haushaltsmäßigen 
Ermächtigung;

3. der Abschluss von bürgerlich-rechtlichen und öffentlich-rechtlichen 
Verträgen (z. B. Kauf-, Miet-, Pacht-, Werklieferungs- und Dienstleis-
tungsverträge; Straßenbaukosten-, Anschlussbeitrags- und Benut-
zungsverträge) und die Vornahme sonstiger bürgerlich-rechtlicher 
und öffentlich-rechtlicher Rechtshandlungen (grundbuchrechtliche 
Erklärungen, Kündigungen, Rücktritte) bis zu einer Wertgrenze des 
Rechtsverhältnisses von 2.500,00 Euro, einmaliger oder jährlicher 
laufender Belastungen;

4. der Abschluss von Vergleichen, die Einlegung von Rechtsbehelfen 
oder Rechtsmitteln, die Einleitung von Aktivprozessen, wenn der 
Streitwert 5.000,00 Euro oder bei Vergleichen das Zugeständnis der 
Gemeinde 2.500,00 Euro nicht übersteigt, sowie die Führung aller 
gegen die Gemeinde oder die von ihr verwalteten Stiftungen gerich-
teten Passivprozesse;

5. des Weiteren
- die Niederschlagung bis zu einem Betrag von 1.000,00 Euro;
- der Erlass bis zu einem Betrag von 500,00 Euro;
- die Stundung uneinbringlicher Steuern bis zu einem Betrag von 

25.000,00 Euro;
- Abgaben und sonstiger öffentlich-rechtlicher oder zivilrechtlicher 

Forderungen bis zu einem Betrag von 500,00 Euro:
- die Stundung von Zahlungsansprüchen bis zu einem Betrag von 

2.000,00 Euro
auf die Dauer bis sieben bis zwölf Monaten; bis zu 1.000,00 € auf 
die Dauer von bis zu sechs Monaten

6. Aufnahme von Kassenkrediten im Rahmen des durch die Haushalts-
satzung festgelegten Höchstbetrages,

7. die Genehmigung überplanmäßiger Ausgaben bis zu einer Höhe 
von 2.500,00 Euro und außerplanmäßiger Ausgaben in Höhe von 
1.500,00 Euro jeweils im Einzelfall. Überplanmäßige und außerplan-
mäßige Ausgaben sind nur zulässig, wenn sie unabweisbar sind und 
die Deckung gewährleistet ist. Der Bürgermeister ist berechtigt, bis 
zu vorstehenden Grenzen Mittel, die durch anderweitige Einspa-
rungen zur Verfügung stehen, Mehreinnahmen und Mittel der De-
ckungsreserve in Anspruch zu nehmen;

8. die Gewährung von freiwilligen Zuweisungen und Zuschüssen im 
Rahmen des Haushaltsplans, soweit sie im Einzelfall 500,00 Euro 
nicht übersteigen.

§ 21
Sprachform, Änderungen, Inkrafttreten und Außerkrafttreten

(1) Die in dieser Geschäftsordnung verwendeten personenbezogenen 
Bezeichnungen gelten für alle Geschlechtsformen.
(2) Regelungen der Geschäftsordnung können im Rahmen der gesetzli-
chen Vorgaben durch Beschluss des Gemeinderats jederzeit geändert, 
aufgehoben oder ergänzt werden.
(3) Diese Geschäftsordnung tritt mit der Beschlussfassung durch 
den Gemeinderat in Kraft. Gleichzeitig tritt die Geschäftsordnung vom 
19.08.2009 außer Kraft.

Tastungen, den 26.06.2019
gez. Nolte
Bürgermeister

14. die Beschlussfassung über die Wirtschaftspläne, Sonderfällungen 
und periodischen Betriebspläne im Kommunalwald,

15. die Bestellung von Vertretern der Gemeinde in Aufsichts- und Ver-
waltungsräten sowie

16. sonstige Angelegenheiten, über die kraft Gesetzes der Gemeinderat 
entscheidet.

Diese Angelegenheiten können weder einem beschließendem Aus-
schuss noch dem Bürgermeister zur selbstständigen Erledigung über-
tragen werden.
(3) Der Gemeinderat behält sich darüber hinaus die Beschlussfassung 
über folgende Angelegenheiten vor:

1. den Erwerb von Vermögensgegenständen, soweit diese nicht für den 
laufenden Geschäftsbetrieb bestimmt sind und nicht in die Zustän-
digkeit des Haupt-, Finanz- oder Grundstücks- und Bauausschusses 
(§ 19 dieser Geschäftsordnung) oder des Bürgermeisters (§ 20 die-
ser Geschäftsordnung) fallen;

2. die Bildung und Beteiligung an Zweckverbänden, den Abschluss von 
Zweckvereinbarungen oder Arbeitsgemeinschaften i. S. d. Thüringer 
Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit (ThürKGG), die 
Mitgliedschaft in sonstigen juristischen Personen des öffentlichen 
und privaten Rechts sowie

3. allgemeine Regelungen zur Benutzung öffentlicher Einrichtungen 
nach bürgerlichem Recht.

§ 18
Ausschüsse des Gemeinderats

(1) Der Gemeinderat bildet für bestimmte Aufgabenbereiche die in § 19 
dieser Geschäftsordnung näher genannten vorberatenden Ausschüsse.
(2) Die Ausschüsse bestehen aus dem Bürgermeister und den weiteren Aus-
schussmitgliedern. Der Bürgermeister kann einen Beigeordneten mit seiner 
Vertretung im Ausschuss beauftragen; dieser hat Stimmrecht im Ausschuss.
(3) Bei der Zusammensetzung der Ausschüsse hat der Gemeinderat 
dem Stärkeverhältnis der in ihm vertretenen Parteien, Wählergruppen 
und Zusammenschlüssen Rechnung zu tragen; soweit Fraktionen beste-
hen, sind diese der Berechnung zu Grunde zu legen. Bei der Zusammen-
setzung der Ausschüsse bleibt die Zugehörigkeit des Bürgermeisters 
oder des ihn nach Absatz 2 Satz 2 vertretenen Beigeordneten zu einer 
Fraktion, Partei oder Wählergruppe unberücksichtigt.
(4) Die Ausschusssitze werden nach dem mathematischen Verhältnisver-
fahren nach Hare/Niemeyer verteilt.
Haben dabei mehrere Fraktionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusam-
menschlüsse den gleichen Anspruch auf einen Sitz, so entscheidet die 
höhere Stimmenzahl, die bei den Wahlen zum Gemeinderat erlangt wur-
de. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los. Der Losentscheid ist für 
jeden Ausschuss gesondert durchzuführen.
(5) Für den Fall, dass die Zahl der Ausschusssitze die Zahl der Gemein-
deratsmitglieder übersteigt, kann jedes Gemeinderatsmitglied, das im 
Übrigen keinen Ausschusssitz besetzt, verlangen, in einem Ausschuss 
mit Rede- und Antragsrecht mitzuwirken. In dem schriftlichen Antrag des 
Gemeinderatsmitglieds kann ein unverbindlicher Vorschlag zur Mitwir-
kung in einem bestimmten Ausschuss enthalten sein. Der Gemeinderat 
entscheidet mit einfacher Stimmenmehrheit durch Beschluss, welchem 
Ausschuss dieses Gemeinderatsmitglied zugewiesen wird.
(6) Verändert sich während der Amtszeit das Stärkeverhältnis der Frak-
tionen, Parteien, Wählergruppen oder Zusammenschlüsse im Gemein-
derat, so sind diese Änderungen nach vorstehendem Absatz 4 auszu-
gleichen. Scheidet ein Gemeinderatsmitglied aus der ihn entsendenden 
Fraktion, Partei, Wählergruppe oder dem Zusammenschluss aus, so ver-
liert es seinen Sitz im Ausschuss.
(7) Für jedes Ausschussmitglied wird für den Fall seiner Verhinderung ein 
Stellvertreter namentlich bestellt.
(8) Die Ausschüsse wählen aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und einen 
oder mehrere Stellvertreter. Werden mehrere Stellvertreter gewählt, ist 
gleichzeitig deren Reihenfolge festzulegen. Der gewählte Vorsitzende kann 
aus seiner Funktion von dem jeweiligen Ausschuss abberufen werden.
(9) Die Sitzungen vorberatender Ausschüsse sind nicht öffentlich. Im 
Übrigen finden auf den Geschäftsgang der Ausschüsse die Bestimmun-
gen der §§ 1 bis 15 dieser Geschäftsordnung insbesondere zur Einberu-
fung, zur Teilnahmepflicht, zur Öffentlichkeit, zur Tagesordnung, zur Be-
schlussfähigkeit, zur persönlichen Beteiligung, zur Sitzungsleitung, zur 
Abstimmung und zur Niederschrift entsprechende Anwendung.
(10) Mitglieder des Gemeinderats, die einem Ausschuss nicht angehö-
ren, können auch an den nichtöffentlichen Sitzungen als Zuhörer teil-
nehmen. Dies gilt nicht bei persönlicher Beteiligung gemäß § 6 dieser 
Geschäftsordnung.

§ 19
Bildung der Ausschüsse

(1) Der Gemeinderat bildet folgende Ausschüsse:

a) für besondere Aufgaben können durch Beschluss des Gemeindera-
tes zeitweilige Ausschüsse gebildet werden.

§ 20
Zuständigkeit des Bürgermeisters

(1) Der Bürgermeister leitet die Gemeindeverwaltung, bestimmt die Ge-
schäftsverteilung und vollzieht die Beschlüsse des Gemeinderats und 
der Ausschüsse.
(2) Der Bürgermeister erledigt in eigener Zuständigkeit:
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Der Fachbeitrag Offenland jedes Managementplanes wird zum Ende 
des Planungsprozesses in einem gesonderten Termin der interessier-
ten Öffentlichkeit vorgestellt. Sollten Sie bereits vorher Fragen oder An-
regungen zur Entwicklung des Gebietes haben, wenden Sie sich bitte 
an die Mitarbeiter des Thüringer Landesamtes für Umwelt, Bergbau und 
Naturschutz.
Die Lage des Gebiets/der Gebiete kann auf folgenden Internetseiten des 
Freistaats Thüringen eingesehen werden:
http://www.geoproxy.geoportal-th.de/geoclient oder http://www.tlug-jena.
de/kartendienste
Mehr Informationen über die Managementplanung erhalten Sie auf der 
Internetseite des Thüringer Landesamtes für Umwelt, Bergbau und Na-
turschutz: www.tlubn-thueringen.de
Ansprechpartner: TLUBN, Ref. 34; Herr Christ: Sebastian.Christ@tlubn.
thueringen.de

Öffentliche Bekanntmachung: 
FFH-Monitoring in Thüringen
Der Freistaat Thüringen, vertreten durch das Thüringer Landesamt für 
Umwelt, Bergbau und Naturschutz (TLUBN), führt im Zeitraum 2019 bis 
2024 auf der gesamten Landesfläche das FFH-Monitoring durch. Ge-
genstand des FFH-Monitorings sind die Erfassung und Bewertung von 
Lebensraumtypen sowie von Tier- und Pflanzenarten, die durch den Frei-
staat Thüringen im Rahmen des FFH-Monitorings (gemäß Art. 11) und 
der FFH-Berichtspflicht (gemäß Art. 17 FFH-Richtlinie) sowie nach § 6 
BNatSchG durchzuführen sind.
Im Rahmen des Monitorings werden auf vorgegebenen Stichprobenflä-
chen der Erhaltungszustand (EHZ) der für Thüringen relevanten Tier- und 
Pflanzenarten (alle Arten des Anhangs II und IV und ausgewählte des An-
hangs V) sowie Lebensraumtypen (Anhang I) der FFH-Richtlinie erfasst 
bzw. bewertet. Ergänzend werden vereinzelt ggf. weitere Untersuchungen 
zum Zustand der Lebensräume, z. B. der Gewässer, durchgeführt.
Mit der Durchführung des FFH-Monitorings wurde das Planungsbüro für 
angewandten Naturschutz (PAN) GmbH beauftragt. Das Planungsbüro 
PAN hat zahlreiche Arterfasser als Unterauftragnehmer eingebunden, 
welche die Arbeiten im Gelände durchführen. Das damit verbunde-
ne Betretungsrecht der Grundstücke regelt der § 30 (1) des Thüringer 
Gesetzes zur Neuordnung des Naturschutzrechts (ThürNatG). Mit der 
Durchführung des bisher noch nicht vergebenen „FFH-Monitorings der 
Fledermäuse“ wird ggf. ein weiteres Büro beauftragt.
Mit dieser Bekanntmachung kündigt das TLUBN die Durchführung der 
Bestandserhebung gegenüber der Öffentlichkeit an und entspricht damit 
der Informationspflicht gemäß § 30 (2) ThürNatG. Die Mitarbeiter des 
Planungsbüros und die von diesem beauftragten Unterauftragnehmer 
können sich als Beauftragte des TLUBN durch eine Legitimationsbe-
scheinigung ausweisen. In diesem Zusammenhang bittet das TLUBN die 
Betroffenen um Verständnis und um Unterstützung für die erforderlichen 
Kartierungsarbeiten.
Die Mitarbeiter des TLUBN koordinieren gemeinsam mit dem Büro se-
econ Ingenieure GmbH (Leipzig) das Verfahren:
Ansprechpartner:

seecon Ingenieure GmbH TLUBN, Ref. 34
Herr Alsheimer Frau Hahn
Stefan.Alsheimer@seecon.de Annett.Hahn@tlubn.thueringen.de
Herr Sockel Herr Dr. Baierle
Thomas.Sockel@seecon.de heinzullrich.baierle@tlubn.thueringen.de

Gilt für die Verwaltungseinheiten:  
Gemeinde Berlingerode, Gemeinde Ecklingerode, 
Gemeinde Ferna, Gemeinde Tastungen,  
Gemeinde Teistungen und Gemeinde Wehnde

Erarbeitung von Managementplänen (Fachbeitrag Offenland) 
für folgendes Natura 2000-Gebiet in Thüringen:

SPA-Gebiet Nr. 11 “Untereichsfeld - Ohmgebirge“
FFH-Gebiet = Fauna-Flora-Habitat-Gebiet; SPA-Gebiet = Europäisches 
Vogelschutzgebiet (Special Protection Area)
Natura 2000 ist die Bezeichnung für ein zusammenhängendes Netz von 
Schutzgebieten innerhalb der Europäischen Union. Sein Zweck ist der 
länderübergreifende Schutz gefährdeter wildlebender heimischer Tier- 
und Pflanzenarten und ihrer natürlichen Lebensräume. Es umfasst so-
wohl Fauna-Flora-Habitat-Gebiete gemäß der FFH-Richtlinie von 1992 
als auch Europäische Vogelschutzgebiete gemäß der EG-Vogelschutz-
richtlinie von 1979. Mit 212 FFH-Gebieten, 35 FFH-Objekten und 44 Vo-
gelschutzgebieten ist Thüringens einzigartiges Naturerbe mit seinen viel-
fältigen Kulturlandschaften Teil des europaweiten Schutzgebietsnetzes.
Jedes Natura 2000-Gebiet ist in sich einzigartig. Um seinen Wert weiter-
hin zu sichern, bedarf es speziell auf das jeweilige Gebiet abgestimmter 
Erhaltungs-, Wiederherstellungs- und Entwicklungsmaßnahmen, die in 
einem Managementplan festgelegt werden. Diese Managementpläne 
sind in Thüringen behördenverbindlich. Für die Flächeneigentümer und 
Nutzungsberechtigten besitzen sie empfehlenden bzw. informativen Cha-
rakter. Die Umsetzung soll durch die Landnutzer, die Naturschutz- und 
Landschaftspflegeverbände sowie die unteren Naturschutzbehörden mit 
Unterstützung der Natura 2000-Stationen erfolgen.
Die meisten Managementpläne setzen sich aus einem Fachbeitrag 
Offenland und einem Fachbeitrag Wald zusammen. Die Erstellung der 
Fachbeiträge für Waldflächen erfolgt organisatorisch eigenständig durch 
ThüringenForst. Die Zuständigkeit für die Erstellung der Fachbeiträge 
Offenland liegt beim Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Na-
turschutz (TLUBN).
In den vergangenen Jahren wurden die Managementpläne eines Groß-
teils der FFH-Gebiete in Thüringen bereits erarbeitet. Von 2019 bis 2021 
werden im Auftrag des TLUBN die Managementpläne für das Offenland 
für weitere 21 Vogelschutzgebiete und sechs FFH-Gebiete erstellt. Dar-
über hinaus erfolgen für neun FFH-Gebiete Ergänzungen zu bereits vor-
liegenden Managementplänen. Die Mitarbeiter des TLUBN koordinieren 
das Verfahren. Durch das TLUBN wurden Planungsbüros beauftragt, die 
zu schützenden Lebensräume und Arten in den Gebieten zu erfassen, 
ihre Erhaltungszustände zu bewerten und die erforderlichen Maßnah-
men für deren langfristige Erhaltung vorzuschlagen. Zur Durchführung 
dieser Aufgaben finden im oben genannten Zeitraum in dem anteilig in 
ihrer Gemeinde liegenden Gebiet Geländeerhebungen statt.
Das damit verbundene Betretungsrecht der Grundstücke ergibt sich aus 
§ 47 des Thüringer Gesetzes für Natur und Landschaft (ThürNatG) und 
wird nachfolgend auszugsweise wiedergegeben:

§ 47
Duldungspflicht, Auskunfts- und Zutrittsrecht

(1) Der Eigentümer und jeder, dem ein Recht an einem Grundstück zu-
steht, haben Maßnahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 
aufgrund des Gesetzes oder eines Gesetzes nach § 12 a sowie der dar-
auf gestützten Rechtsvorschriften zu dulden, soweit dadurch die Nutzung 
der Grundfläche nicht unzumutbar beeinträchtigt wird.
(2) Die Bediensteten oder Beauftragten der Naturschutzbehörden, der 
Staatlichen Vogelschutzwarte, der Nationalpark-, Biosphärenreservats- 
und Naturparkverwaltungen sind insbesondere berechtigt, Grundstücke 
zu betreten sowie Vermessungen, Bodenuntersuchungen oder wissen-
schaftliche Arbeiten auszuführen, soweit dies zur Wahrnehmung der 
Aufgaben nach diesem Gesetz oder nach den aufgrund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnungen erforderlich ist. Nach Durchführung der 
Arbeiten ist soweit wie möglich der alte Zustand wiederherzustellen.
(3) …
(4) Eigentümer oder Besitzer sind, soweit sie bekannt sind, vor dem 
Betreten der Grundstücke zu den in den Absätzen 1 bis 3 genannten 
Zwecken zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung kann auch durch öf-
fentliche Bekanntmachung in ortsüblicher Weise erfolgen.
(5) Die in Absatz 2 Genannten haben sich auf Verlangen auszuweisen 
und die von ihnen geforderten Maßnahmen gegenüber dem Eigentümer 
oder Nutzungsberechtigten zu begründen.

Mit dieser Bekanntmachung kündigt das TLUBN die Durchführung der 
Bestandserhebung gegenüber der Öffentlichkeit an und entspricht da-
mit der Informationspflicht gemäß § 47 (4) ThürNatG. Die Mitarbeiter der 
Planungsbüros können sich als Beauftragte des TLUBN durch eine Legi-
timationsbescheinigung ausweisen. In diesem Zusammenhang bittet das 
TLUBN die Betroffenen um Verständnis und um Unterstützung für die 
erforderlichen Kartierungsarbeiten.
Im Laufe des Planungsprozesses sind Gespräche mit Landnutzern und 
regionalen Akteuren vorgesehen, in denen die Erhaltungsziele erläutert, 
bestehendes Konfliktpotential aufgezeigt und gemeinsam Lösungen zur 
Erhaltung der Lebensräume und Arten gesucht werden.
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